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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 2. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körpersdiaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine erste Richtlinie des Rats zur Koordinierung der die 
Aufnahme und Ausübung der Direktversicherung (außer 
Lebensversicherung) betreffenden Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften (Artikel 57 Absatz 2 EWGV). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 17. Juni 1966 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Drude: Bonaer Universltäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine erste Richtlinie des Rats 
zur Koordinierung der die Aufnahme und Ausübung der Direkt- 
versicherung (außer Lebensversicherung) betreffenden Rechts- 
und Verwaltungs vor Schriften (Artikel 57 Absatz 2 EWGV) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
dessen Artikel 57 Absatz 2, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf dessen Abschnitt IV, C, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach dem Allgemeinen Programm ist für Direkt- 
versicherungsunternehmen die Aufhebung der die 
Gründung von Agenturen und Zweigniederlassun- 
gen erschwerenden Beschränkungen von der Koor- 
dinierung der Zulassungs- und Tätigkeits Vorausset- 
zungen abhängig; diese Koordinierung ist zunächst 
bei den Direktversicherungsunternehmen mit Aus- 
nahme der Lebensversicherung vorzunehmen. 

Um die Aufnahme und Ausübung dieser Versiche- 
rungstätigkeit zu erleichtern, ist es notwendig, die 
Unterschiede zwischen den Aufsichtsrechten der 
sechs Mitgliedsstaaten zu beseitigen, wobei ein an- 
gemessener Schutz der Versicherten und der Dritten 
in allen Mitgliedstaaten gewahrt bleiben muß. Zu 
diesem Zweck sind insbesondere die Vorschriften 
über die finanzielle Ausstattung der Versicherungs- 
unternehmen zu koordinieren. 

Eine Einteilung der Risiken nach Versicherungs- 
zweigen ist insbesondere erforderlich, um die Tätig- 
keiten, die Gegenstand der vorgeschriebenen Zulas- 
sung sind, und die Höhe des Mindestgarantiefonds 
zu bestimmen, die sich nach dem jeweils betriebe- 
nen Versicherungszweig richtet. 

Es erscheint richtig, diejenigen Versicherungs ver- 
eine auf Gegenseitigkeit vom Anwendungsbereich 
der Richtlinie auszunehmen, die auf Grund ihrer 
rechtlichen Verfassung bestimmte Sicherheitsvor- 
aussetzungen erfüllen und besondere finanzielle 
Garantien bieten. Ebenso ist es zweckmäßig, be- 
stimmte Anstalten einiger Mitgliedstaaten auszu- 
schließen, deren Geschäftstätigkeit sich nur auf 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 


einen engen Umkreis erstreckt und auch durch die 
Satzung auf einen bestimmten Bezirk beschränkt 
wird. 

Die Frage, ob es zulässig ist, daß Krankenver- 
sicherung, Kredit- und Kautionsversicherung bzw. 
Rechtsschutzversicherung nebeneinander oder 
gleichzeitig mit anderen Versicherungszweigen be- 
trieben werden, ist in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten unterschiedlich geregelt; hauptsächlich zeichnet 
sich diese Unterschiedlichkeit der versicherungs- 
rechtlichen Regelung bei der Lebensversicherung ab; 
daher erscheint es zweckmäßig, die Regelung der 
mit der eventuellen Beibehaltung von Bestimmun- 
gen auf dem Gebiet der Spartentrennung zusam- 
menhängenden Probleme den Koordinierungsricht- 
linien für die Lebensversicherung vorzubehalten. 

Es läßt sich jedoch nur schwer vorhersehen, wel- 
che Folgen sich auf dem europäischen Versiche- 
rungsmarkt ergeben werden, wenn nach Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit für 
die anderen Versicherungszweige außer der Lebens- 
versicherung die Frage der Spartentrennung wei- 
terhin unterschiedlich geregelt ist; daher müssen für 
den Fall, daß sich auf diesem Gebiet ernsthafte 
Schwierigkeiten ergeben sollten, kurzfristig entspre- 
chende Gegenmaßnahmen vorgesehen werden. 

In jedem Mitgliedstaat müssen sämtliche unter 
diese Richtlinie fallenden Versicherungszweige der 
Aufsicht unterworfen werden. Diese Aufsicht ist nur 
durchführbar, wenn die Versicherungstätigkeit von 
einer staatlichen Zulassung abhängig gemacht wird. 
Die Voraussetzungen für Erteilung und Widerruf 
dieser Zulassung bedürfen einer näheren Regelung. 
Ferner ist die Schaffung eines Rechtsbehelfs gegen 
Versagungs- oder Widerrufsentscheidungen unum- 
gänglich. 

Die sogenannten Transportversicherungszweige 
in Buchstabe A, Ziff. 4, 5, 6, 7 und 12 der Anlage so- 
wie die Kreditversicherungszweige in Buchstabe A, 
Ziff. 14 und 15 der Anlage bedürfen einer elasti- 
schen Regelung, weil sie sich den ständig wandeln- 
den Gegebenheiten des internationalen Waren- und 
Kreditverkehrs anpassen müssen. 

Nach einer gemeinsamen Methode zur Berech- 
nung der technischen Reserven wird zur Zeit auf in- 
ternationaler Ebene gesucht. Deshalb erscheint es 
zweckmäßig, die Koordinierung dieser Fragen spä- 
teren Richtlinien zu überlassen, insbesondere soweit 
es sich um die Bestimmung der Anlagearten und um 
die Bewertung der Aktiva handelt. 
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Die Versicherungsunternehmen müssen neben 
technischen Reserven, die zur Erfüllung der vertrag- 
lichen Verpflichtungen ausreichen, auch über eine 
zusätzliche Reserve, d. h. eine durch freies Vermö- 
gen gedeckte sogenannte Solvabilitätsspanne ver- 
fügen, um für alle Wechselfälle des Geschäftsbetrie- 
bes gerüstet zu sein; um zu erreichen, daß sich die 
diesbezüglichen Bestimmungen auf objektive Krite- 
rien stützen und für gleich große Versicherungs- 
unternehmen gleiche Wettbewerbsbedingungen ent- 
stehen lassen, muß diese Spanne im Verhältnis zu 
dem gesamten Geschäftsumfang des Unternehmens 
stehen und ist nach zwei Sicherheitsindizes zu be- 
stimmen, nämlich nach dem Beitragsaufkommen und 
der Schadensbelastung. 

Es muß ferner ein Mindestgarantiefonds vorge- 
schrieben werden, dessen Höhe sich nach dem in 
den einzelnen betriebenen Zweigen bestehenden 
Risiko richtet und zwar sowohl um sicherzustellen, 
daß die Unternehmen bei ihrer Gründung über aus- 
reichende Mittel verfügen, als auch um zu verhin- 
dern, daß die Solvabilitätsspanne im Laufe der Ge- 
schäftstätigkeit jemals unter eine Mindestsicher- 
heitsgrenze absinkt. 

Es sind Maßnahmen vorzusehen für den Fall, daß 
sich die finanzielle Lage des Unternehmens so ge- 
stalten sollte, daß es ihm schwerfallen könnte, seine 
Verpflichtungen zu erfüllen. 

Die koordinierten, die Ausübung der Direktver- 
sicherung innerhalb der Gemeinschaft regelnden Be- 
stimmungen müssen grundsätzlich für sämtliche auf 
dem Markt tätigen Unternehmen gelten, also auch 
für Agenturen und Zweigniederlassungen von Un- 
ternehmen mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft. 
Hinsichtlich der Aufsicht sind für diese Agenturen 
und Zweigniederlassungen jedoch Sondervorschrif- 
ten erforderlich, weil sich das Vermögen der Mut- 
tergesellschaften außerhalb der Gemeinschaft be- 
findet. 

Gleichwohl sind diese Sondervorschriften ela- 
stisch zu handhaben, wobei jedoch der Grundsatz 
gewahrt bleiben muß, daß Agenturen und Zweig- 
niederlassungen derartiger Versicherungsunterneh- 
men nicht günstiger behandelt werden dürfen als 
die in der Gemeinschaft ansässigen Unternehmen. 

Gewisse Übergangsmaßnahmen sind erforderlich, 
um insbesondere bereits bestehenden kleinen und 
mittleren Unternehmen die Anpassung an die neuen 
Vorschriften zu ermöglichen, die von den Mitglied- 
staaten auf Grund der vorliegenden Richtlinie erlas- 
sen werden, wobei Artikel 53 des Vertrages von 
Rom zu beachten ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Die vorliegende Richtlinie betrifft die Aufnahme 
und Ausübung der selbständigen Tätigkeit der 
Direktversicherung durch Versicherungsunterneh- 


men in den Zweigen, die in der Anlage zu dieser 

Richtlinie bezeichnet sind. 

Artikel 2 
Diese Richtlinie gilt nicht: 

1. für die folgenden Versicherungen: 

a) die gesamte Lebensversicherungsbranche, 
d. h. insbesondere folgende Versicherungen: 
Versicherung auf den Erlebensfall, Versiche- 
rung auf den Todesfall, gemischte Versiche- 
rung, Lebensversicherung mit Prämienrück- 
gewähr, Tontinenversicherung, Heirats- und 
Geburtenversicherung ; 

b) die Rentenversicherung; 

c) die von den Lebensversicherungsunterneh- 
men betriebenen Zusatzversicherungen zur 
Lebensversicherung: d. h. Versicherung ge- 
gen Körperverletzung einschließlich Berufs- 
unfähigkeit, Versicherung gegen Tod infolge 
Unfalls, Versicherung gegen Invalidität in- 
folge Unfalls, Versicherung gegen Berufs- 
unfähigkeit infolge Krankheit oder Kräfte- 
verfalls, Heilkostenversicherung: 

d) die Sozialversicherung; 

2. für die folgenden Geschäftsvorgänge: 

a) Kapitalisationsgeschäfte, wie sie in den Ge- 
setzen der einzelnen Mitgliedstaaten defi- 
niert sind; 

b) die Geschäfte der für Versorgungs- und 
Unterstützungszwecke geschaffenen Institu- 
tionen, deren Leistungen sich nach den ver- 
fügbaren Mitteln richten, während die Höhe 
der Mitgliedsbeiträge pauschal festgesetzt 
wird. 

Artikel 3 

1. Die Richtlinie betrifft nicht die Versicherungs- 
vereine auf Gegenseitigkeit, 

— deren Satzung die Möglichkeit vorsieht, Mit- 
gliedsbeiträge nachzufordern oder die Leistun- 
gen herabzusetzen, 

— deren Tätigkeit sich auf die Schaden-, Unfall- 
oder Krankenversicherung beschränkt unter 
Ausschluß der Haftpflichtversicherungsrisiken 
— es sei denn, daß diese zusätzlichen Risiken 
im Sinne von Buchstabe C der Anlage darstel- 
len — sowie der Kredit- und Kautionsversiche- 
rungsrisiken; 

— deren Mitgliederzahl 3000 nicht übersteigt; 

— deren jährliches Beitragsaufkommen den Be- 
trag von 200 000 Rechnungseinheiten nicht über- 
schreitet und 

— deren Beitragsaufkommen mindestens zur 
Hälfte von natürlichen Personen stammt, die 
Mitglieder des Versicherungsvereins auf Gegen- 
seitigkeit sind, 
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2. Sie betrifft ferner nicht Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit, die mit einem anderen Unter- 
nehmen gleicher Art eine Vereinbarung des Inhalts 
getroffen haben, daß letzteres alle Versicherungs- 
verträge rückversichert und hinsichtlich der Er- 
füllung der Verbindlichkeiten aus den Versiche- 
rungsverträgen anstelle des zedierenden Unterneh- 
mens tritt. 

In diesem Fall ist jedoch das übernehmende 
Rückversicherungs-Unternehmen den Vorschriften 
dieser Richtlinie unterworfen. 


Artikel 4 

Sofern ihre durch Gesetz oder Satzung festge- 
legte gebietliche Zuständigkeit und ihr branchen- 
mäßiger Geschäftsbereich nicht geändert werden, 
betrifft die Richtlinie nicht: 

a) die folgenden öffentlich-rechtlichen Monopol- 
anstalten in der Bundesrepublik Deutschland: 

1 . Badische Gebäudeversicherungsanstalt, Karls- 
ruhe 

2. Bayerische Landesbrandversicherungsanstalt, 
München 

3. Bayerische Landestierversicherungsanstalt, 
Schlachtviehversicherung, München 

4. Braunschweigische Landesbrandversiche- 
rungsanstalt, Braunschweig 

5. Hamburger Feuerkasse, Hamburg 

6. Hessische Brandversicherungsanstalt (Hessi- 
sche Brandversicherungskammer) , Darmstadt 

7. Hessische Brandversicherungsanstalt, Kassel 

8. Hohenzollerische Feuerversicherungsanstalt, 
Sigmaringen 

9. Lippische Landesbrandversicherungsanstalt, 
Detmold 

10. Nassauische Brandversicherungsanstalt, 
Wiesbaden 

11. Oldenburgische Landesbrandkasse, Olden- 
burg 

12. Ostfriesische Landschaftliche Brandkasse, 
Aurich 

13. Feuersozietät Berlin, Berlin 

14. Württembergische Gebäudebrandversiche- 
rungsanstalt, Stuttgart. 

Eine satzungsmäßige Änderung der gebiet- 
lichen Zuständigkeit liegt nicht vor, wenn die 
Monopolanstalten verschmolzen werden sollten 
und die neu entstehende Anstalt dieselbe gebiet- 
liche Zuständigkeit hat wie beide verschmolze- 
nen Anstalten zusammen; ebenso liegt auch 
keine Änderung des branchenmäßigen Geschäfts- 
bereiches vor, wenn eine dieser Anstalten für 
das gleiche Gebiet einen oder mehrere Versiche- 
rungszweige einer anderen der genannten An- 
stalten übernimmt. 


b) die nachstehend genannten Einrichtungen mit Sitz 
in der Französischen Republik: 

1. Caisse departementale Incendie des Arden- 
nes 

2. Caisse departementale Incendie de la Cöte 
d’Or 

3. Caisse departementale Incendie de la Marne 

4. Caisse departementale Incendie de la Meuse 

5. Caisse departementale Incendie de la Somme 

6. Caisse departementale Grele du Gers 

7. Caisse departementale Grele de l'Herault 

8. Caisses departementales d'Assurance des 
planteurs de tabac; 

c) die Cassa di Previdenza per l'assicurazione degli 
sportivi (Sportass), die ihren Sitz in der Italieni- 
schen Republik hat. 

Artikel 5 

In Sinne dieser Richtlinie ist zu verstehen unter: 

a) Rechnungseinheit: die in Artikel 4 der Satzung 
der Europäischen Investitionsbank festgelegte 
Einheit; 

b) Kongruenz: die Bedeckung von Verpflichtungen, 
deren Erfüllung in einer bestimmten Währung 
gefordert werden kann, durch Aktivposten, de- 
ren Wert in der gleichen Währung veranschlagt 
ist oder die in dieser Währung handelbar sind; 

c) Belegenheit der Aktiva: Vorhandensein beweg- 
licher oder nicht beweglicher Aktiva auf dem Ge- 
biet eines Mitgliedstaates ohne Hinterlegungs- 
zwang und ohne daß für die beweglichen Aktiva 
derartige restriktive Maßnahmen vorgeschrieben 
werden wie beispielsweise die Eintragung von 
Hypotheken. Aktivposten, die in Forderungen 
bestehen, gelten als in dem Mitgliedstaat be- 
legen, in dem die Titel verwahrt werden. 


KAPITEL II 

Vorschriften für Unternehmen mit Sitz 
in der Gemeinschaft 

ABSCHNITT A 
Zulassungsbedingungen 

Artikel 6 

1. Jeder Mitgliedstaat macht die Aufnahme der 
Direktversicherungstätigkeit in seinem Staatsgebiet 
von einer behördlichen Zulassung abhängig. 

2. Diese Zulassung muß bei der zuständigen Be- 
hörde des betreffenden Mitgliedstaates beantragt 
werden von: 

a) Unternehmen, die ihren Sitz im Hoheitsgebiet 
dieses Staates begründen wollen; 
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b) Unternehmen, deren Sitz sich in einem anderen 
Mitgliedstaat befindet und die auf dem Gebiet 
dieses Staates eine Zweigniederlassung oder 
Agentur errichten wollen; 

c) Unternehmen, die die Zulassung gemäß Buch- 
staben a) und b) bereits erhalten haben und ihre 
Tätigkeit auf dom Gebiet dieses Staates auf an- 
dere Versicherungszweige ausdehnen; 

d) Unternehmen, die ihre Tätigkeit über den Teil 
des Staatsgebietes hinaus ausdehnen, für den sie 
nach Artikel 7 Ziffer 1 zugelassen sind. 

3. Die Mitgliedstaaten machen die Zulassung we- 
der von der Hinterlegung einer Sicherheit noch von 
der Stellung einer Kaution abhängig. 

Artikel 7 

1. Die Zulassung gilt für das gesamte Staatsgebiet, 
es sei denn, daß der Antragsteller eine Beschrän- 
kung der Zulassung auf einen Teil des Staatsgebie- 
tes beantragt und das nationale Recht dies gestattet. 

2. Die Zulassung wird für jeden Versicherungs- 
zweig gesondert erteilt und bezieht sich jeweils auf 
den ganzen Zweig, sofern der Antragsteller nicht 
nur einen Teil derjenigen Risiken zu decken beab- 
sichtigt, die nach Buchstabe A der Anlage zu diesem 
Versicherungszweig gehören. 

a) Jeder Mitgliedstaat kann die Zulassung auch für 
mehrere Versicherungszweige gemeinsam unter 
der in der Anlage unter Buchstabe B genannten 
zusammenfassenden Bezeichnung erteilen. 

b) Die für einen oder mehrere Zweige erteilte Zu- 
lassung umfaßt auch die Deckung zusätzlicher Ri- 
siken in einen anderen Zweig, wenn die in der 
Anlage unter Buchstabe c vorgesehenen Bedin- 
gungen erfüllt sind. 

c) Bis zum Erlaß weiterer Koordinationsnormen ist 
die Bundesrepublik Deutschland berechtigt, das 
Verbot aufrechtzuerhalten, wonach auf ihrem 
Staatsgebiet die Zweige der Kranken-, Kredit-, 
Kautions- oder Rechtsschutzversicherung nicht 
nebeneinander bzw. nicht mit anderen Zweigen 
zusammen betrieben werden dürfen. 

Artikel 8 

1. Jeder Mitgliedstaat verlangt, daß Unternehmen, 
die auf seinem Staatsgebiet begründet werden und 
um Zulassung nachsuchen: 

a) eine derfolgenden Rechts-(Betriebs-)Formen an- 
nehmen: 

— in der Bundesrepublik Deutschland: 
„Aktiengesellschaft, Versicherungsverein auf 
Gegenseitigkeit, öffentlich-rechtliches Wett- 
bewerbs-Versicherungsunternehmen" ; 

— im Königreich Belgien: 

„societe anonyme (naamloze vennootschap)", 
„societe en commandite par actions (vennoot- 
schap bij wijze van geldschieting op aande- 
len)", „association d’assurance mutuelle 
(onderlinge verzekeringsmaatschappij)", „so- 


ciete cooperative (coöperatieve vennoot- 
schap) " ; 

— in der Französischen Republik: 

„societe anonyme", „societe ä forme mu- 
tuelle", „mutuelle"; 

— in der Italienischen Republik: 

„societä per azioni", „societä cooperativa", 
„mutua assicurazione" ; 

— im Königreich der Niederlande: 

„naamloze vennootschap", „onderlinge waar- 
borgsmaatschappij", „coöperatieve vereni- 
ging"; 

■ — im Großherzogtum Luxemburg: 

„societe anonyme", „association d’assurances 
mutuelles" ; 

b) ihren Gesellschaftszweck auf die Versicherungs- 
tätigkeit bzw. auf solche Geschäfte begrenzen, 
die unmittelbar hiermit in Zusammenhang stehen, 
unter Ausschluß jeder anderen Geschäftstätig- 
keit; 

c) einen Tätigkeitsplan gemäß Artikel 9 verlegen; 

d) sich verpflichten, die Solvabilitätsspanne nach 
Artikel 16 Ziffer 3 einzuhalten und über den 
Mindestbetrag des Garantiefonds nach Artikel 17 
Ziffer 2 verfügen. 

2. Ein Unternehmen, das die Genehmigung zur 
Ausdehnung seines Geschäftsbereiches auf andere 
Zweige oder — im Sinne von Artikel 6 Ziffer 2 
Buchstabe d — auf einen anderen Teil des Staats- 
gebietes beantragt, muß für diese anderen Zweige 
oder diesen anderen Teil des Staatsgebiets einen 
Tätigkeitsplan vorlegen, der dem nachstehenden 
Artikel 9 entspricht. 

Es muß außerdem nachweisen, daß es die Solva- 
bilitätsspanne wahrt. Falls der neue Versicherungs- 
zweig einen höheren Mindestgarantiebetrag erfor- 
dert als zuvor, muß es auch nachweisen, daß es in 
Übereinstimmung mit Artikel 17 Ziffer 2 über diesen 
Mindestbetrag verfügt. 

3. Bis zu einer weiteren Koordinierung können die 
Mitgliedstaaten weiterhin Vorschriften anwenden, 
die eine Genehmigung der Satzung, der Allgemeinen 
und Besonderen Versicherungsbedingungen und der 
Tarife sowie einen Nachweis der fachlichen Eignung 
der Vorstandsmitglieder vorschreiben. Von einer 
Bedürfnisprüfung darf jedoch die Erteilung der Ge- 
nehmigung nach diesen Bestimmungen nicht ab- 
hängen. 

Artikel 9 

Der in Art. 8, Abs. 1 c) genannte Tätigkeitsplan 
hat folgende Angaben zu enthalten: 

a) die Risiken, die das Unternehmen decken will; 
die Allgemeinen und Besonderen Versiche- 
rungsbedingungen, die es den Versicherungs- 
verträgen zugrunde legen wird; 

b) die für die einzelnen Gruppen von Versiche- 
rungsgeschäften vorgesehenen Tarife; 
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c) die Grundzüge der geplanten Rückversicherungs- 
politik; 

d) die Zusammensetzung des Mindestgarantiefonds; 

e) die sonstigen finanziellen Mittel, die dazu be- 
stimmt sind, die Kosten des Aufbaus der Ver- 
waltung und eines Vertreternetzes zu bestreiten, 
jedoch nur bis zur Höhe des Betrages, der für 
den Mindestgarantiefonds vorgeschrieben ist; 

f) Voranschläge für die Kosten des Geschäftsbetrie- 
bes (ohne die Aufwendungen für den Aufbau 
der Verwaltung), d. h. namentlich die laufenden 
Gemeinkosten und die Aufwendungen für Pro- 
visionen während der ersten drei Geschäfts- 
jahre; 

g) Schätzung des voraussichtlichen Beitragsaufkom- 
mens und der voraussichtlichen Schadensbela- 
stung während der ersten drei Geschäftsjahre; 

h) die voraussichtliche Kassenlage; 

i) Vorausschätzungen der zur Abdeckung der Ver- 
pflichtungen und Gewährleistung der Solvabili- 
tätsspanne erforderlichen finanziellen Mittel. 

Die Angaben zu a) und b) entfallen, wenn die in 
der Anlage unter Buchstabe A Ziff. 4, 5, 6, 7 und 12 
aufgeführten Risiken gedeckt werden; die Angabe 
zu b) entfällt, wenn die Versicherung die Deckung 
der in der Anlage unter Buchstabe A Ziff. 14 und 
15 genannten Risiken zum Gegenstand hat. 

Artikel 10 

1. Jeder Mitgliedstaat verlangt, daß ein Unterneh- 
men mit Sitz im Staatsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates, welches um Genehmigung zur Errich- 
tung einer Agentur oder Zweigniederlassung nach- 
sucht : 

a) seine Satzung vorlegt und die Namen seiner 
Vorstandsmitglieder bekanntgibt; 

b) eine Bescheinigung der zuständigen Behörde 
seines Sitzlandes vorlegt, aus der hervorgeht, 
für welche Versicherungszweige das Unterneh- 
men dort zugelassen ist und welche Risiken es 
tatsächlich deckt; die Bescheinigung muß auch 
bestätigen, daß es über den Mindestgarantiebe- 
trag verfügt oder, falls dieser höher ist, den nach 
Artikel 16 Ziffer 3 berechneten Mindestbetrag 
der Solvabilitätsspanne wahrt; 

c) einen Tätigkeitsplan nach Artikel 11 vorlegt; 

d) einen Hauptbevollmächtigten benennt, der sei- 
nen Wohnsitz (oder, wenn es sich um eine juri- 
stische Person handelt, ihren Gesellschaftssitz) 
im Aufnahmeland hat und mit ausreichender 
Vollmacht versehen ist, um für das Unternehmen 
Dritten gegenüber zu handeln und es bei Ver- 
waltungsbehörden und vor den Gerichten des 
Aufnahmelandes zu vertreten. 

Der Bevollmächtigte kann von dem Mitgliedstaat 
nur aus Gründen der öffentlichen Ordnung abgelehnt 
werden. Die Ablehnung kann jedoch auch auf den 
Mangel fachlicher Eignung gestützt werden, soweit 
eine solche fachliche Eignung auch vom Leiter eines 


Unternehmens mit Sitz in dem betreffenden Staat 
verlangt wird. 

2. Jeder Mitgliedstaat verlangt von einer Agentur 
oder Zweigniederlassung, die ihre Geschäftstätig- 
keit auf andere Versicherungszweige oder — im 
Falle des Artikels 6 Ziffer 2 Buchstabe d) — auf 
einen anderen Teil des Staatsgebietes ausdehnen 
will, daß sie einen Tätigkeitplan nach Artikel 11 vor- 
legt. 

3. Bis zu einer weiteren Koordinierung können die 
Mitgliedstaaten weiterhin solche nationalen Vor- 
schriften beibehalten, die eine Genehmigung der 
Allgemeinen und Besonderen Versicherungsbedin- 
gungen sowie der Tarife vorschreiben, die das, 
Unternehmen im Aufnahmeland anzuwenden beab- 
sichtigt. Von einer Bedürfnisprüfung darf jedoch 
die Erteilung der Genehmigung nach diesen Bestim- 
mungen nicht abhängen. 

Artikel 11 

1. Der Tätigkeitsplan einer Agentur oder Zweig- 
niederlassung im Sinne von Artikel 10 Abs. 1 c) 
muß folgende Angaben enthalten: 

a) die Risiken, die das Unternehmen im Aufnahme- 
land decken will; die Allgemeinen und Beson- 
deren Versicherungsbedingungen, die das Unter- 
nehmen den Versicherungsverträgen zugrunde 
legen wird; 

b) die für die einzelnen Gruppen von Versiche- 
rungsgeschäften vorgesehenen Tarife; 

c) die Grundzüge der geplanten Rückvefsicherungs- 
politik; 

d) die tatsächliche Höhe der Solvabilitätsspanne 
nach Artikel 16 und 17; 

e) die sonstigen finanziellen Mittel, die für die 
Betriobsaufnahme und den laufenden Geschäfts- 
betrieb zur Verfügung stehen; 

f) Voranschläge über die voraussichtlichen Kosten 
des Geschäftsbetriebes für die, ersten drei Ge- 
schäftsjahre; 

g) Schätzung des voraussichtlichen Beitragsaufkom- 
mens und der voraussichtlichen Schadensbela- 
stung im Rahmen des erweiterten Geschäftsum- 
fangs für die ersten drei Geschäftsjahre; 

h) die voraussichtliche Kassenlage der Agentur oder 
Zweigniederlassung. 

Die Angaben zu a) und b) entfallen, soweit die in 
der Anlage unter Buchstabe A Ziff. 4, 5, 6, 7 und 12 
aufgeführten Risiken gedeckt werden; die Angabe 
zu b) entfällt, soweit die Versicherung die Deckung 
der in der Anlage unter Buchstabe A Ziff. 14 und 15 
genannten Risiken zum Gegenstand hat. 

2. Dem Tätigkeitsplan sind die Bilanz sowie die 
Gewinn- und Verlustrechnung für jedes der drei 
letzten Geschäftsjahre beizufügen. Besteht das Un- 
ternehmen noch nicht drei Jahre, so hat es diese Un- 
terlagen für die bereits abgeschlossenen Geschäfts- 
jahre vorzulegen. 
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3. Der Tätigkeitsplan wird mit einer gutachtlidien 
Äußerung der für die Erteilung der Genehmigung 
zuständigen Behörde an die zuständige Behörde des 
Sitzlandes weitergeleitet; letztere teilt ihre Stellung- 
nahme innerhalb von drei Monaten nach Eingang 
der Unterlagen der erstgenannten Behörde mit. Ha- 
ben die Behörden bis zum Ablauf dieser Frist noch 
nicht Stellung genommen, so gilt ihr Einverständnis 
als erteilt. Bei ablehnender Stellungnahme wird die 
Zulassung verweigert. 

Artikel 12 

Die Ablehnung ist hinreichend zu begründen und 
muß dem betroffenen Unternehmen zugestellt wer- 
den. Sie kann nur darauf gestützt werden, daß ent- 
weder: 

a) die Vorschriften des Artikels 8 oder 10 nicht be- 
achtet worden sind, oder 

b) in Anbetracht der im Tätigkeitsplan (vgl. Arti- 
kel 9 bzw. Artikel 11) gemachten Angaben die 
finanziellen Mittel im Verhältnis zum Bedarf un- 
zulänglich sind. 

Jeder Mitgliedstaat sieht einen Rechtsbehelf ge- 
gen derartige Entscheidungen vor. 

Ebenso ist ein Rechtsbehelf für den Fall vorzuse- 
hen, daß die zuständigen Behörden über den Zulas- 
sungsantrag innerhalb von sechs Monaten nach An- 
tragseingang noch nicht entschieden haben. 

ABSCHNITT B: 

Ausübungsbedingungen 

Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten kontrollieren in enger Zusam- 
menarbeit die finanzielle Lage der zugelassenen 
Unternehmen. 

Artikel 14 

Die Aufsichtsbehörde des Mitgliedstaates, in dem 
das Unternehmen seinen Sitz hat, ist von den Auf- 
sichtsbehörden der anderen Mitgliedstaaten so zu 
unterrichten, daß sie in der Lage ist, die Solvabilität 
dieses Unternehmens für den gesamten Bereidi sei- 
ner Geschäftstätigkeit zu prüfen. 

Artikel 15 

1. Jeder Mitgliedstaat, auf dessen Staatsgebiet ein 
Versicherungsunternehmen seine Tätigkeit ausübt, 
verpflichtet dieses, technische Reserven zu bilden, 
die den in diesem Staatsgebiet eingegangenen Ver- 
pflichtungen entsprechen. 

Die Höhe dieser technischen Reserven richtet sich 
nach den Vorschriften des betreffenden Mitglied- 
staates; falls derartige Vorschriften nicht bestehen, 
sind die in diesem Staat üblichen Sätze maßgebend. 

2. Die technischen Reserven müssen durch Aktiv- 
werte bedeckt werden, die gleichwertig, kongruent 
und im Tätigkeitsland belegen sind. Abweichungen 


von den Vorschriften über Kongruenz und Belegen- 
heit der Aktivwerte können jedoch von den Mit- 
gliedstaaten zugelassen werden. 

Die Vermögenswerte müssen nach den Vorschrif- 
ten des Tätigkeitslandes angelegt und bewertet wer- 
den. 

3. Gestattet ein Mitgliedstaat die Bedeckung der 
technischen Reserven durch Forderungen gegen 
Rückversicherer, so legt er den Prozentsatz fest, für 
welchen diese Möglichkeit zugelassen wird. Er darf 
in diesem Fall, in Abweichung von den Vorschriften 
unter Ziffer 2, die Belegenheit dieser Forderungen 
nicht zur Bedingung machen. 

4. Die Aufsichtsbehörde des Mitgliedstaates, in 
dem das Unternehmen seinen Sitz hat, kontrolliert, 
daß die Bilanz dieses Unternehmens zur Bedeckung 
der technischen Reserven Aktivwerte enthält, die 
den Vorschriften sämtlicher Länder gerecht werden, 
in welchen das betreffende Unternehmen seine Tä- 
tigkeit ausübt. 

Artikel 16 

1. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet die Unterneh- 
men mit Sitz in seinem Staatsgebiet, eine mit Rück- 
sicht auf den Gesamtumfang ihrer Geschäftstätigkeit 
ausreichende Solvabilitätsspanne zu bilden. 

Die Solvabilitätsspanne besteht aus dem freien, 
unbelasteten Eigenkapital des Unternehmens unter 
Nichtberücksichtigung immaterieller Werte. Es um- 
faßt insbesondere: 

— das eingezahlte Grundkapital oder bei Versiche- 
rungsvereinen auf Gegenseitigkeit den einge- 
zahlten Gründungsstock; 

— den nicht eingezahlten Teil des Grundkapitals 
oder des Gründungsstocks. Soweit der nicht ein- 
gezahlte Betrag ®®/ioo des gezeichneten Kapitals 
übersteigt, wird er jedoch nur zur Hälfte berück- 
sichtigt; 

— die gesetzlichen und freien Rücklagen; 

— den Gewinnvortrag; 

— die Nachschußforderungen der Versicherungs ver- 
eine auf Gegenseitigkeit sowie etwaiger auf dem 
Gegenseitigkeitsprinzip beruhender Versiche- 
rungsgesellschaften mit veränderlichen Beiträgen 
gegenüber ihren Mitgliedern; diese Forderungen 
können lediglich bis zu einem Höchstbetrag von 
50 Prozent des Unterschiedsbetrages zwischen 
der höchsten einforderbaren Beitragssumme und 
den tatsächlich eingeforderten Beiträgen be- 
rücksichtigt werden; die berücksichtigungsfähi- 
gen Forderungsbeträge dürfen jedoch ^Vioo der 
Solvabilitätsspanne nicht übersteigen; 

— auf Antrag und unter Nachweis durch das Unter- 
nehmen bei Einverständnis der Aufsichtsbehör- 
den der Mitgliedstaaten, in denen das Unterneh- 
men seine Tätigkeit ausübt; die stillen Reserven, 
die aus dem wertmäßig zu niedrigen Ansatz von 
Aktivwerten oder dem überhöhten Ansatz von 
Verpflichtungen resultieren, soweit diese Reser- 
ven nicht Ausnahmecharakter tragen. 
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2. Die Solvabilitätsspanne berechnet sich entweder 
nach den jährlichen Beitragseinnahmen oder nach 
der mittleren Schadensbelastung für die letzten drei 
Geschäftsjahre. Soweit es sich jedoch um Unterneh- 
men handelt, welche ausschließlich Blitz-, Sturm- 
und Hagelrisiken übernehmen, sowie die im An- 
hang unter Buchstabe A, Ziffer 4, 5, 6, 7 und 12 auf- 
geführten sogenannten Transportrisiken, berechnet 
sich die mittlere Schadensbelastung nach den letzten 
sieben Geschäftsjahren. 

3. Vorbehaltlich Artikel 17 muß der Betrag der Sol- 
vabilitätsspanne dem höchsten der beiden folgenden 
Indizes entsprechen: 

Beitragsindex 

— Es werden die gesamten, zum Soll gestellten Bei- 
tragseinnahmen im Direktversicherungsgeschäft 
des letzten Geschäftsjahres einschließlich Neben- 
leistungen zusammengerechnet; 

— hinzu kommt der Gesamtbetrag der im letzten 
Geschäftsjahr in Rückdeckung übernommenen 
Beiträge; 

— hiervon wird abgezogen der Gesamtbetrag der 
im letzten Geschäftsjahr stornierten Beiträge so- 
wie der Gesamtbetrag der Steuern und Gebüh- 
ren, die auf die Gesamtbeitragseinnahmen ent- 
fallen. 

Der sich ergebnde Betrag wird in drei Stufen un- 
terteilt: in eine erste Stufe, die von 1—10 Millionen 
Rechmmgseinheiten reicht, in eine zweite Stufe von 
10 000 001 bis 25 Millionen Rechnungseinheiten, so- 
wie eine dritte Stufe für den 25 Millionen überstei- 
genden Betrag; anschließend werden die Prozent- 
sätze ^®/ioo, ^2/ioo bzw. s/ioo auf diese Stufen ange- 
wandt und die Ergebnisse miteinander addiert. 

Der Beitragsindex wird errechnet durch Multipli- 
kation dieser so erhaltenen Summe mit dem Quo- 
tienten, der sich für das betreffende Unternehmen 
für das letzte Geschäftsjahr aus den Eigenschäden 
nach Abgabe in Rückversicherung und seiner Ge- 
samtschadensbelastung ergibt; dieser Quotient darf 
jedoch nicht niedriger als ®%oo sein. 

Schadensindex 

— • Es werden alle Erstattungsbeträge zusammenge- 
rechnet, die für Schäden im Direktversicherungs- 
geschäft im Laufe der letzten drei abgeschlosse- 
nen Geschäftsjahre gezahlt wurden, ohne Abzug 
derjenigen Schäden, die zu Lasten der Zessionäre 
und Retrozessionare gehen; 

— hinzu kommt der Betrag an Erstattungsleistun- 
gen, der für in Rückversicherung oder in Retro- 
zession übernommene Risiken im Verlaufe der 
gleichen drei Geschäftsjahre bezahlt worden ist; 

— ferner kommt der Betrag für vorsorgliche oder 
effektive Rückstellxmgen für noch zu erstattende 
Schäden hinzu, der am Ende des letzten Ge- 
schäftsjahres, und zwar sowohl für Direktge- 
schäfte als auch für in Rückdeckung übernom- 
mene Versicherung gebildet worden ist, 

— abgezogen wird der Betrag der aus Rückgriffen 
im Verlaufe der letzten drei Geschäftsjahre er- 
zielten Einnahmen; 


— abgezogen wird ferner der Betrag für vorsorg- 

liche oder effektive Rückstellungen für noch zu 
bezahlende Schäden, der zu Beginn des zweiten 
Geschäftsjahres gebildet worden ist, das dem 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr vorher- 
geht, und zwar sowohl für die Direktgeschäfte 
als auch für in Rückdeckung übernommene Ver- 
sicherungen. , 

Der dritte Teil des sich hiernach ergebenden Be- 
trages wird in drei Stufen unterteilt, d. h.: in eine 
erste Stufe, die von 1-^7 Millionen Rechnungsein- 
heiten reicht, in eine zweite Stufe von 7 000 001 bis 
17,5 Millionen Rechnungseinheiten, sowie eine dritte 
Stufe für den 17,5 Millionen übersteigenden Betrag; 
anschließend werden die Prozentsätze ^Vioo, ^®/ioo 
bzw. ^Vioo auf diese Stufen angewandt und die Er- 
gebnisse miteinander addiert. 

Der Schadensindex ergibt sich aus einer Multipli- 
kation dieser so erhaltenen Summe mit dem Quo- 
tienten, der sich für das betreffende Unternehmen 
für das letzte Geschäftsjahr aus den Eigenschäden 
nach Abgabe in Rückversicherung und seiner Ge- 
samtschadensbelastung ergibt; dieser Quotient darf 
jedoch nicht niedriger als 50 : 100 sein. 

4. Die Prozentsätze, die auf die im Vorabschnitt 
erwähnten Stufen anzuwenden sind, werden für die 
Krankenversicherung um die Hälfte gekürzt, wenn 
diese nach Art der Lebensversicherung betrieben 
wird. 

A r t i k e 1 17 

1. Der Garantiefonds beträgt ein Drittel der Sol- 
vabilitätsspanne. 

2. a) Der Garantiefonds muß jedoch mindestens 
betragen: 

— 500 000 Rechnungseinheiten, wenn es sich um die 
Garantie für die Risiken oder für einen Teil der 
Risiken handelt, die zu einem der in der Anlage 
unter Buchstabe A Ziffer 10, 11, 12, 13, 14 und 15 
bezei ebneten Zweige gehören; 

— 400 000 Rechnungseinheiten, wenn es sich um die 
Garantie für die Risiken oder für einen Teil der 
Risiken handelt, die zu einem der in der Anlage 
unter Buchstabe A Ziffer 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 
16 bezeichneten Zweige gehören; 

— 300 000 Rechnungseinheiten, wenn es sich um die 
Garantie für die Risiken oder für einen Teil der 
Risiken handelt, die zu einem der in der Anlage 
unter Buchstabe A Ziffer 9 bezeichneten Zweige 
gehören; 

— 200 000 Rechnungseinheiten, wenn es sich um die 
Garantie für die Risiken handelt, die zu dem in 
der Anlage unter Buchstabe A Ziffer 17 bezeich- 
neten Zweige gehören. 

b) Wenn die Tätigkeit eines Unternehmens meh- 
rere Zweige oder mehrere Risiken gleichzeitig um- 
faßt, wird lediglich der Zweig oder das Risiko mit 
dem höchsten Betrag zugrunde gelegt. 

c) Für Versicherungsveredne auf Gegenseitigkeit 
wird der Mindestbetrag des Garantiefonds um ein 
Viertel ermäßigt. 
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Artikel 18 

1. über die Anlage der Aktivwerte treffen die Mit- 
gliedstaaten keine Bestimmungen, soweit diese nicht 
zur Bedeckung der technischen Reserven nach Arti- 
kel 15 dienen. 

2. Vorbehaltlich der Artikel 15 Ziffer 2, 20 Ziffer 2 
sowie 22 Ziffer 1 letzter Absatz, sehen die Mitglied- 
staaten davon ab, die freie tatsächliche oder recht- 
liche Verfügung über die beweglichen und nicht be- 
weglichen Vermögenswerte der Unternehmen zu 
beschränken. 

3. Maßnahmen, die ein Mitgliedstaat in seiner 
Eigenschaft als Eigentümer oder Gesellschafter eines 
Unternehmens unter Berücksichtigung der in Arti- 
kel 15 Ziffer 2 Absatz 2 genannten Vorschriften des 
Tätigkeitslandes sowie unter Wahrung der Interes- 
sen der Versicherten zu treffen berechtigt ist, blei- 
ben unberührt. 

Artikel 19 

1. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet alle Unterneh- 
men mit Sitz in seinem Staatsgebiet, jährlich über 
die Gesamtheit ihrer Geschäfte, ihrer wirtschaft- 
lichen Lage und ihrer Solvabilität Rechnung zu le- 
gen. 

2. Er verpflichtet die Unternehmen ferner, perio- 
disch alle Unterlagen vorzulegen, die zur Aus- 
übung der Aufsicht erforderlich sind; das gleiche gilt 
für statistische Unterlagen; die zuständigen Auf- 
sichtsbehörden teilen einander die Auskünfte und 
Unterlagen mit, die für die Ausübung der Aufsicht 
zweckdienlich sind. 

Artikel 20 

1. Von einem Unternehmen, dessen Solvabilitäts- 
spanne nicht mehr den in Artikel 16 Ziffer 3 vorge- 
sehenen Mindestbetrag erreicht, fordert die Auf- 
sichtsbehörde des Sitzlandes einen Plan zur Wieder- 
herstellung gesunder Finanzverhältnisse, der ihr zur 
Genehmigung vorzulegen ist. 

2. Für den Fall, daß die technischen Reserven nicht 
mehr den in Artikel 15 Ziffer 1 Absatz 2 festgeleg- 
ten Betrag und die Solvabilitätspanne nicht mehr 
den in Artikel 17 bestimmten Garantiebetrag errei- 
chen, kann die zuständige Aufsichtsbehörde des Sitz- 
landes im Einvernehmen mit den Aufsichtsbehörden 
derjenigen Mitgliedstaaten, auf deren Gebiet das 
Unternehmen gleichfalls zugelassen ist, dem Unter- 
nehmen die freie Verfügung über seine Vermögens- 
werte untersagen. 

Auf jeden Fall verlangt die Aufsichtsbehörde des 
Sitzlandes einen kurzfristigen Finanzierungsplan, 
der ihr zur Genehmigung vorzulegen ist. 

Darüber hinaus treffen die zuständigen Aufsichts- 
behörden alle Maßnahmen, die geeignet sind, die 
Interessen der Versicherten zu wahren. 

3. Bei der Durchführung der vorstehend unter Zif- 
fer 1 und 2 genannten Pläne wirken die Aufsichts- 


behörden der Mitgliedstaaten, auf deren Staatsge- 
biet das betreffende Unternehmen ebenfalls zugelas- 
sen ist, mit. 

Artikel 21 

1. Jeder Mitgliedstaat räumt den Versicherungs- 
unternehmen das Recht ein, ihren Versicherungsbe- 
stand ganz oder teilweise zu übertragen, wenn der 
Übernehmer nach Durchführung der Übertragung 
die erforderliche Solvabilitätsspanne besitzt. 

Die beteiligten Aufsichtsbehörden verständigen 
sich gegenseitig, bevor sie diese Bestandsübertra- 
gung genehmigen. 

2. Mit der Genehmigung der zuständigen Auf- 
sichtsbehörde wird die Übertragung den betroffe- 
nen Versicherungsnehmern gegenüber rechtswirk- 
sam. 

3. Die freiwillige Liquidation eines Versicherungs- 
unternehmens vollzieht sich unter der Aufsicht der 
zuständigen Behörde des Sitzlandes, die hierbei im 
Benehmen mit den Behörden der anderen Mitglied- 
staaten handelt. 

ABSCHNITT C: 

Widerruf der Zulassung 

Artikel 22 

1. Die zuständige Behörde des Sitzlandcs kann die 
Zulassung widerrufen, wenn das Unternehmen: 

a) die Zulassungsbedingungen nicht mehr erfüllt; 

b) sich außerstande erweist, innerhalb der ihm ge- 
setzten Frist diejenigen Maßnahmen durchzufüh- 
ren, die der Sanierungsplan oder der Finanzie- 
rungsplan im Sinne von Artikel 20 vorsehen; 

c) in schwerwiegender Weise die Verpflichtungen 
verletzt, die ihm nach nationalem Recht obliegen. 

Bei Widerruf der Zulassung unterrichtet die Auf- 
sichtsbehörde des Sitzlandes die Aufsichtsbehörden 
aller übrigen Mitgliedstaaten, die das Unternehmen 
ebenfalls zugelassen haben; diese haben dann die 
Zulassung gleichfalls zu widerrufen. Die Aufsichts- 
behörde des Sitzlandes trifft im Einvernehmen mit 
diesen anderen Behörden alle Maßnahmen, die ge- 
eignet sind, die Interessen der Versicherten zu wah- 
ren und beschränkt insbesondere die freie Verfü- 
gung über die Aktivwerte des Unternehmens, falls 
eine solche Beschränkung noch nicht auf Grund von 
Artikel 20 Ziffer 2 Absatz 1 verfügt wurde. 

2. Agenturen oder Zweigniederlassungen von Un- 
ternehmen, welche ihren Hauptsitz in einem ande- 
ren Mitgliedstaat haben, kann die Zulassung wieder 
entzogen werden, wenn die betreffende Agentur 
oder Zweigniederlassung 

a) die Zulassungsbedingungen nicht mehr erfüllt; 

b) in schwerwiegender Weise die ihm nach dem 
Recht des Aufnahmelandes insbesondere hin- 
sichtlich der Bildung der in Artikel 15 festgeleg- 
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ten technischen Reserven obliegenden Verpflich- 
tungen verletzt. 

Vor Widerruf der Zulassung konsultiert die in 
Artikel 22 Ziffer 2 genannte Aufsichtsbehörde die 
Aufsichtsbehörde des Landes, in dem das Unterneh- 
men seinen Hauptsitz hat. Gelangt sie zu der Auf- 
fassung, daß die betreffende Agentur oder Zweig- 
niederlassung ihre Tätigkeit einzustellen habe, so 
bringt sie dies unverzüglich der vorgenannten Auf- 
sichtsbehörde zur Kenntnis. 

3. Jede einen Widerruf der Zulassung enthaltende 
Entscheidung ist hinreichend zu begründen und dem 
betreffenden Unternehmen bekanntzugeben. 

Die Mitgliedstaaten sehen einen Rechtsbehelf ge- 
gen eine solche Entscheidung vor. 


KAPITEL III 

Vorschriften für Agenturen und Zweignieder- 
lassungen von Unternehmen, welche ihren 
Hauptsitz außerhalb der Gemeinschaft haben 

Artikel 23 

1. Jeder Mitgliedstaat macht die Aufnahme der in 
Artikel 1 bezeichneten Tätigkeit in seinem Staats- 
gebiet durch ein Unternehmen mit Sitz außerhalb 
der Gemeinschaft von einer verwaltungsmäßigen 
Zulassung abhängig. 

2. Der Mitgliedstaat kann diese Zulassung nur er- 
teilen, wenn das betreffende Unternehmen: 

a) nach dem nationalen Recht seines Sitzlandes zur 
Ausübung der Versicherungstätigkeit zugelassen 
ist; 

b) eine Agentur oder Zweigniederlassung auf dem 
Gebiet des betreffenden Mitgliedstaates errichtet; 

c) sich verpflichtet, am Sitz der Agentur oder 
Zweigniederlassung über seine Geschäftstätig- 
keit gesondert Rechnung zu legen und dort alle 
Geschäftsunterlagen zur Verfügung zu halten; 

d) mit Zustimmung der zuständigen Behörde einen 
Hauptbevollmächtigten benennt; 

e) im Aufnahmeland über Vermögenswerte in Höhe 
von mindestens der Hälfte des in Artikel 17 Zif- 
fer 2 vorgesehenen Mindestgarantiebetrags ver- 
fügt und hiervon ein Viertel als Kaution hinter- 
legt; 

f) sich verpflichtet, die in Artikel 25 vorgesehene 
Solvabilitätsspanne einzuhalten; 

g) einen Tätigkeitsplan vorlegt, der den Vorschrif- 
ten von Artikel 11 Ziffer 1 und 2 genügt. 

Die Mitgliedstaaten brauchen jedoch auch bei Er- 
füllung dieser Voraussetzungen die Zulassung nicht 
zu erteilen. 

3. Die Erlaubnis zur Ausdehnung der Geschäfts- 
tätigkeit der zugelassenen Agentur oder Zweignie- 
derlassung auf weitere Zweige wird durch den Mit- 
gliedstaat nach Vorlage eines Tätigkeitsplans er- 


teilt, der den Vorschriften von Ziffer 2 Buchstabe g) 
entspricht. 

Artikel 24 

Der betreffende Mitgliedstaat verpflichtet diese 
Unternehmen, technische Reserven zu bilden, die 
den in seinem Staatsgebiet eingegangenen Ver- 
pflichtungen entsprechen. Er wacht darüber, daß den 
technischen Reserven Aktivwerte der Agentur oder 
Zweigniederlassung gegenüberstehen, die gleich- 
wertig und in dem Maße, wie dies der Mitgliedstaat 
fordert, kongruent sind. 

Für die Berechnung der technischen Reserven, die 
Bestimmung der zulässigen Anlagearten und die Be- 
wertung der Aktivposten ist das Recht des betref- 
fenden Mitgliedstaates maßgebend. 

Der betreffende Mitgliedstaat hat darauf zu be- 
stehen, daß die Aktivposten, die den Gegenwert der 
technischen Reserven bilden, auf seinem Staatsge- 
biet belegen sind. Artikel 15 Ziffer 3 findet ent- 
sprechende Anwendung. 

Artikel 25 

1. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet die Agenturen 
oder Zweigniederlassungen, die auf seinem Staats- 
gebiet errichtet sind, über eine ausreichende Solva- 
bilitätsspanne zu verfügen. Die Solvabilitätsspanne 
muß aus Vermögenswerten bestehen, denen keiner- 
lei voraussehbare Verpflichtungen gegenüberste- 
hen; immaterielle Aktivwerte bleiben dabei außer 
Betracht, dagegen wird die bei Aufnahme der Tätig- 
keit gemäß Artikel 23 Ziffer 2 Buchstabe e) zu hin- 
terlegende Kaution einbezogen. Diese Vermögens- 
werte müssen im Hoheitsgebiet des betreffenden 
Mitgliedstaats belegen sein. 

2. Die Solvabilitätsspanne bestimmt sich nach Arti- 
kel 16 Ziffer 3. Ein Drittel dieser Spanne bildet den 
Garantiefonds. Der Berechnung werden jedoch le- 
diglich das Beitragsaufkommen und die Schadens- 
belastung aus den Versicherungsgeschäften der 
Agentur oder Zweigniederlassung zugrunde gelegt. 

3. Das Unternehmen muß über einen Garantie- 
fonds verfügen, welcher der Hälfte des sich aus 
Artikel 17 Ziffer 2 ergebenden Mindestbetrages ent- 
spricht. Die gemäß Artikel 23 Ziffer 2 Buchstabe e) 
geleistete anfängliche Sicherheit wird hierauf an- 
gerechnet. 

Artikel 26 

1. Unternehmen, die bereits von einem Mitglied- 
staat zugelassen sind und die Zulassung eines oder 
mehrerer anderer Mitgliedstaaten erhalten, um dort 
weitere Agenturen oder Zweigniederlassungen zu 
errichten, können beantragen: 

a) daß die Solvabilitätsspanne gemäß Artikel 25 auf 
der Grundlage der gesamten Geschäftstätigkeit 
berechnet wird, die sie im Bereich der Gemein- 
schaft ausüben; in diesem Falle werden das Bei- 
1 tragsaufkommen und die Schadensbelastung aus 
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den Versicherungsgeschäften aller Agenturen 
und Zweigniederlassungen innerhalb der Ge- 
meinschaft zugrunde gelegt; 

b) daß sie von der sich aus Artikel 23 Ziffer 2 Buch- 
stabe e) ergebenden Verpflichtung befreit wer- 
den, in diesen Staaten ebenfalls die erforderliche 
Kaution zu hinterlegen; 

c) daß die Vermögenswerte, die den Gegenwert der 
Solvabilitätsspanne darstellen, in irgendeinem 
der Mitgliedstaaten belegen sein könen, in denen 
sie ihre Tätigkeit ausüben. 

2. Falls die Mitgliedstaaten dem Antrag des Unter- 
nehmens entsprechen, ist die zuständige Behörde 
des Mitgliedstaates mit der ältesten Niederlassung 
des Antragstellers berechtigt und verpflichtet, den 
Solvabilitätsstatus dieses Unternehmens für den 
Gesamtumfang seiner Geschäftstätigkeit in der Ge- 
meinschaft zu prüfen; sie erhält zu diesem Zweck 
von den zuständigen Behörden der anderen Mit- 
gliedstaaten alle notwendigen Auskünfte über die 
auf deren Hoheitsgebiet tätigen Agenturen und 
Zweigniederlassungen. 

Artikel 27 

Die Vorschriften der Artikel 19 und 20 sind auf 
die Agenturen und Zweigniederlassungen der in 
diesem Kapitel genannten Unternehmen entspre- 
chend anzuwenden. 

Artikel 28 

Die Bestimmungen dieses Abschnitts stehen der 
Anwendung abweichender Vorschriften nicht ent- 
gegen, die sich aus einem etwaigen Abkommen er- 
geben, welches die EWG mit einem Drittstaat 
schließt, um auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
einen ausreichenden Schutz der Versicherten der 
Mitgliedstaaten sicherzustellen. 


KAPITEL IV 

Übergangsbestimmungen 

Artikel 29 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren den in Kapitel II 
bezeichneten Unternehmen, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Durchführungsbestimmungen zu 
dieser Richtlinie einen oder mehrere der in Artikel 1 
genannten Versicherungszweige auf ihrem Staats- 
gebiet betreiben, eine vom Zeitpunkt der Notifika- 
tion dieser Richtlinie an zu berechnende Frist von 
3 Jahren, um diesen Maßnahmen zu entsprechen. 

Im einzelnen gilt: 

a) Die einem Unternehmen nach gegenwärtigem 
Recht erteilte Zulassung bleibt gültig. Die Auf- 
sichtsbehörde des Staates, auf dessen Hoheits- 
gebiet das betreffende Unternehmen seinen 
Hauptsitz hat, kann jedoch prüfen, ob die in den 


Artikeln 15, 16 und 17 vorgesehenen Erfordernisse 
hinsichtlich der technischen Reserven, der Sol- 
vabilitätsspanne und des Garantiefonds erfüllt 
sind. Wenn dies der Fall ist, erteilt die Aufsichts- 
behörde dieses Mitgliedstaates dem betreffenden 
Unternehmen eine Bescheinigung zwecks Vor- 
lage bei den zuständigen Behörden der anderen 
Mitgliedstaaten, in denen es seine Tätigkeit 
gleichfalls ausübt. 

b) In den Mitgliedstaaten, die keine Zulassung für 
einen der in Artikel 1 genannten Zweige kennen, 
gilt die Zulassung im Sinne dieser Richtlinie für 
Unternehmen mit Sitz in diesen Staaten für die- 
sen Zweig als erteilt, wenn sie innerhalb der in 
Ziffer 1 Absatz 1 vorgesehenen Frist nachweisen, 
daß sie für den betreffenden Zweig ausreichende 
technische Reserven besitzen und den Vorschrif- 
ten der Artikel 16 und 17 hinsichtlich der Sol- 
vabilitätsspanne und des Garantiefonds genügen. 
Die Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten er- 
teilen in diesem Falle eine Bescheinigung, die 
die Zweige bezeichnet, für welche das Unterneh- 
men zugelassen ist. 

c) Für die Agentur oder Zweigniederlassung eines 
Unternehmens mit Sitz in einem anderen Mit- 
gliedstaat als dem, in dem es seine Tätigkeit 
ausübt, gilt die Zulassung im Sinne dieser Richt- 
linie als erteilt, wenn das Unternehmen die un- 
ter a) bzw. unter b) vorgesehene Bescheinigung 
vorlegt. 

2. Außerdem können die Mitgliedstaaten ein unter 
Absatz 1 fallendes Unternehmen, dessen jährliches 
Beitragsauskommen bei Ablauf der Dreijahresfrist 
die fünffache Summe des Mindestgarantiebetrags im 
Sinne von Artikel 17 Ziffer 2 nicht erreicht, von der 
Verpflichtung befreien, diesen Garantiebetrag vor 
Ablauf des Geschäftsjahres nachzuweisen, in wel- 
chem das Beitragsaufkommen das Fünffache des 
Mindestgarantiefonds erreicht. Die Höchstdauer der 
diesen Unternehmen zur Bildung des Mindestgaran- 
tiefonds gewährten Frist darf jedoch keinesfalls — 
gerechnet von der Notifikation der Richtlinie an — 
10 Jahre überschreiten. 

3. Unternehmen, welche ihre Geschäftstätigkeit im 
Sinne von Artikel 8 Abs. 2 bzw. von Artikel 10 
ausdehnen, müssen sich jedoch den Bestimmungen 
der Richtlinie sofort anpassen. 

4. Gesellschaften, die eine andere Rechts-(Be- 
triebs-)Form als die in Artikel 8 bezeichneten For- 
men haben, können ihre gegenwärtige Tätigkeit bis 
zum Ende der im Vertrag von Rom vorgesehenen 
Übergangszeit unter derjenigen Rechts- (Betriebs-) 
Form fortsetzen, die sie am 30. April 1964 hatten. 

Jeder Mitgliedstaat stellt eine Liste dieser Unter- 
nehmen auf und übermittelt sie den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission. 

5. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß Unterneh- 
men, die den Verpflichtungen der Artikel 16 und 17 
genügen, auf ihren Antrag die bei Aufnahme der 
Tätigkeit unter Geltung der gegenwärtigen Rege- 
lung hinterlegte Kaution zurückerstattet wird. 
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Artikel 30 

Die Mitgliedstaaten lassen den in Kapitel III be- 
zeichneten Agenturen oder Zweigniederlassungen, 
die bei Inkrafttreten der Durchführungsbestimmun- 
gen zu dieser Richtlinie einen oder mehrere der in 
Artikel 1 bezeichneten Zweige betreiben und ihre 
Geschäftstätigkeit nicht im Sinne von Artikel 23 
Ziffer 3 erweitern, eine Frist von höchstens drei 
Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der Bekanntgabe 
dieser Richtlinie, um diesen Maßnahmen zu entspre- 
chen. 

KAPITEL V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 31 

1. Nach Anhörung der Mitgliedstaaten legt die 
Kommission fest: 

a) ein einheitliches Muster für die in Artikel 19 
Ziffer 2 bezeichneten Angaben und Meldungen-, 

b) die Einordnung neu auf dem Markt erscheinen- 
der Risiken in das Klassifikationsschema der An- 
lage; 

c) die zuständige Behörde für die in Artikel 26 vor- 
geschriebene Solvabilitätsprüfung, falls die Be- 
stimmung dieser Behörde Schwierigkeiten be- 
reitet. 

Die gleiche Anhörung kann auch mit dem Ziele 
erfolgen, sonstige Schwierigkeiten zu prüfen, die 
sich bei Anwendung der Richtlinie ergeben. 

2. Die Kommission sorgt für eine enge Zusammen- 
arbeit aller für das Versicherungswesen zuständigen 
nationalen Behörden, um die Versicherungsaufsicht 
auf Gemeinschaftsebene zu erleichtern und die Be- 
dingungen für die Zulassung und Ausübung weiter 
zu koordinieren. 


Artikel 32 

Die Kommission prüft innerhalb von 5 Jahren 
nach Notifikation dieser Richtlinie, ob es zweck- 
mäßig ist, sie zu revidieren. Sie prüft zu diesem 
Zweck insbesondere die Auswirkungen der finan- 
ziellen Anforderungen der Richtlinie auf die Situa- 
tion der Versicherungsmärkte der sechs Länder. 

Erscheint ihr hiernach eine Revision zweckmäßig, 
so legt die Kommission dem Ministerrat innerhalb 
der gleichen Frist die Ergebnisse dieser Prüfung in 
Form eines neuen Richtlinienvorschlags vor. 

Artikel 33 

Die Mitgliedstaaten treffen binnen 12 Monaten 
nach Notifikation dieser Richtlinie die erforderlichen 
Maßnahmen, um der Richtlinie zu entsprechen. Sie 
teilen diese unverzüglich der Kommission mit. 

Artikel 34 

Vom Zeitpunkt der Notifikation dieser Richtlinie 
an unterrichten die Mitgliedstaaten die Kommission 
über jeden in Zukunft eingebrachten, das Sachgebiet 
der vorliegenden Richtlinie berührenden innerstaat- 
lichen Gesetzesentwurf oder Entwurf zu Verwal- 
tungsbestimmungen so rechtzeitig, daß die Kommis- 
sion in der Lage ist, hierzu Stellung zu nehmen. 
Sie unterrichten hierüber auch die anderen Mitglied- 
staaten. 

Artikel 35 

Die Anlage zu dieser Richtlinie ist Bestandteil 
der Richtlinie. 

Artikel 36 

Die Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Anlage zur ersten Richtlinie des Rats zur Koordinierung der 
die Aufnahme und Ausübung der Direktversicherung 
(außer Lebensversicherung) 
betreffenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 


A. Einteilung der Risiken nach Versicherungs- 
zweigen 

1. Unfall (einschließlich Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten) 

— einmalige Leistungen 

— wiederkehrende Leistungen 

— kombinierte Leistungen 

2. Krankheit 

— einmalige Leistungen 

— wiederkehrende Leistungen 

— - kombinierte Leistungen 

3. Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahrzeuge) 
Sämtliche Kaskoschäden an: 

— Kraftfahrzeugen 

— - Landfahrzeugen ohne eigenen Antrieb 

4. Schienenfahrzeug-Kasko 

Sämtliche Kaskoschäden an Schienenfahrzeugen 

5. Luftfahrzeug-Kasko 

Sämtliche Kaskoschäden an Luftfahrzeugen 

6. Fluß-, Binnenschiffahrts- und Seekasko 
Sämtliche Kaskoschäden an: 

— Flußschiffen 
— Binnenschiffen 
— Seeschiffen 

7. Transportgüter (einschließlich Waren, Gepäck- 
stücke und aller sonstigen Güter) 

Sämtliche Schäden an transportierten Gütern, 
unabhängig von dem jeweils verwendeten 
Transportmittel. 

8. Feuer und Elementarschäden 

Sämtliche Schäden (soweit sie nicht unter Zif- 
fer 3, 4, 5, 6 oder 7 fallen), die verursacht wur- 
den durch: 

— Feuer 
— Unwetter 

— andere Elementarschäden außer Frost, Hagel 
und Unwetter 

— - Atomzerfall und Radioaktivität 
— Bodensenkungen und Erdrutsch 


9. Sonstige Sachschäden 

Sämtliche Sachschäden (soweit sie nicht unter 
Ziffer 3, 4, 5, 6 und 7 fallen), die durch andere 
als die unter 8 genannten Ursachen hervor- 
gerufen sind. 

10. Hapftpflicht für Landfahrzeuge mit eigenem An- 
trieb 

Haftpflicht aller Art (einschließlich derjenigen 
des Frachtführers), die sich aus der Verwendung 
von Landfahrzeugen mit eigenem Antrieb er- 
gibt. 

11. Luftfahrzeughaftpflicht 

Haftpflicht aller Art (einschließlich derjenigen 
des Frachtführers), die sich aus der Verwendung 
von Luftfahrzeugen ergibt. 

12. See-, Binnensee- und Flußschiffahrtshaftpflicht 

Haftpflicht aller Art (einschließlich derjenigen 
des Frachtführers), die sich aus der Verwendung 
von Flußschiffen, Binnenseeschiffen und See- 
schiffen ergibt. 

13. Allgemeine Haftpflicht 

Alle sonstigen, d. h. nicht unter Ziffer 10, 11 und 
12 fallenden Haftpflichtfälle. 

14. Kredit 

— allgemeine Zahlungsunfähigkeit 
— Abzahlungsgeschäfte 

— Hypothekendarlehen 

— landwirtschaftliche Darlehen 

15. Kaution 

— direkte Kaution 

— indirekte Kaution 

16. Verschiedene finanzielle Verluste 
— Berufsrisiken 

— ungenügendes Einkommen (allgemein) 

— Schlechtwetter (Regen, Kundgebungen) 

— Schönwetter 

— Gewinnausfall 

— • laufende Unkosten allgemeiner Art 
• — ■ unvorhergesehene Geschäftsunkosten 
— Wertverluste 
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— Miet- oder Einkommensausfall 

— indirekte kommerzielle Verluste außer den 
bereits erwähnten 

■ — nicht-kommerzielle Geldverluste 

— sonstige finanzielle Verluste 

17. Rechtsschutz 
- — Rechtsschutz 

Soweit dies nicht auf Grund des nachstehenden 
Absatzes C zulässig ist, kann ein Risiko, das unter 
eine der vorstehend genannten Gruppen fällt, von 
keinem der übrigen Versicherungszweige übernom- 
men werden. 


B. Bezeichnung der Zulassung bei gleichzeitiger 
Erteilung für mehrere Zweige 

Umfaßt die Zulassung zugleich: 

a) die Zweige 1 und 2, so wird sie unter der Be- 
zeichnung „Unfälle und Krankheit" erteilt; 

b) die Zweige 3, 4, 7 und 10, so wird sie unter der 
Bezeichnung „Kraftfahrzeugversicherung" erteilt; 

c) die Zweige 4, 6, 7 und 12, so wird sie unter der 
Bezeichnung „ Schiff ahrts- und Transportversiche- 
rung" erteilt; 

d) die Zweige 5, 7 und 11, so wird sie unter der 
Bezeichnung „Luftfahrtversicherung" erteilt; 


e) die Zweige 8 und 9, so wird sie unter der Be- 
zeichnung „Feuer- und Vermögensschäden" er- 
teilt; 

f) die Zweige 10, 11, 12 und 13, so wird sie unter 
der Bezeichnung „Haftpflicht" erteilt; 

g) die Zweige 14 und 15, so wird sie unter der 
Bezeichnung „Kredit und Kaution" erteilt; 

h) alle Zweige, so wird sie unter der vom zustän- 
digen Mitgliedstaat gewählten Bezeichnung er- 
teilt; diese Bezeichnung wird den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission mitgeteilt. 

C. Zusätzliche Risiken 

Ein Unternehmen, das für ein zu einem Zweig 
oder einer Gruppe von Zweigen gehörendes Haupt- 
risiko zugelassen wird, kann auch die zu einem 
anderen Zweig gehörenden Risiken decken, ohne 
daß eine eigene Zulassung für diese Risiken erfor- 
derlich ist, sofern diese 

— in Zusammenhang mit dem Hauptrisiko stehen, 

— Objekte betreffen, die gegen das Hauptrisiko 
versichert sind, 

— durch den gleichen Vertrag gedeckt werden, der 
das Hauptrisiko deckt. 

Die in den unter Buchstabe A Ziffer 14 und 15 
dieser Anlage aufgeführten Zweigen enthaltenen 
Risiken können jedoch nicht als zusätzliche Risiken 
anderer Zweige behandelt werden. 
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Begründung 


I. Gründe und Ziele der Koordinierung 

1. Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit, das der 
Rat am 18. Dezember 1961 in Anwendung von Ar- 
tikel 54 Absatz 1 EWGV erlassen hat, fordert in Ab- 
schnitt IV, C, daß die Koordinierung der Bedingun- 
gen für die Aufnahme und Ausübung der Direktver- 
sicherung vor der Aufhebung der die Gründung von 
Agenturen oder Zweigniederlassungen betreffen- 
den Beschränkungen zu verwirklichen ist. 

Diese Koordinierung ist erforderlich, weil das Ver- 
sicherungsgewerbe in den meisten Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft einer mehr oder weniger strengen 
behördlichen Aufsicht unterliegt, die insbesondere 
sichert, daß jedes Versicherungsunternehmen über 
hinreichende finanzielle Mittel verfügt. 

2. Die Rechtsgrundlage für diese Koordinierung 
ergibt sich aus Artikel 57 Absatz 2 des Vertrages 
von Rom. 

Nach dieser Bestimmung muß der Rat, bevor er die 
Koordinierungsrichtlinien erläßt, das Europäische 
Parlament anhören, während die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht zwingend 
vorgeschrieben ist. 

3. Ziel dieses Vorschlags ist eine erste Koordi- 
nierung der die Direktversicherung außer der Le- 
bensversicherung regelnden Bestimmungen. Später- 
hin wird es notwendig sein, zur Vervollständigung 
der einschlägigen Gemeinschaftsnormen noch wei- 
tere Koordinierungsrichtlinien vorzuschlagen. So 
enthält dieser Richtlinienvorschlag beispielsweise 
keine Vorschriften über die Berechnung der tech- 
nischen Reserven oder die Bestimmung der Anlage- 
arten und die Bewertung der Vermögenswerte, son- 
dern verweist wegen dieser versicherungsrechtlichen 
Fragen auf das nationale Recht. 

Diese erste Koordinierung reicht jedoch aus, um die 
Voraussetzungen für die Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit für Versiche- 
rungsunternehmen zu schaffen; ein dieses Ziel be- 
treffender weiterer Richtlinienvorschlag wird dem 
Rat dann baldmöglichst zugeleitet werden. 

4. Die Koordinierung bezweckt letztlich die Schaf- 
fung eines gemeinsamen Versicherungsmarktes, der 
auf der gegenseitigen Anerkennung der von den 
einzelnen Mitgliedstaaten ausgeübten Aufsicht be- 
ruht; der vorliegende Richtlinienentwurf bemüht 
sich, Zweck und Modalitäten dieser Aufsicht mög- 
lichts genau zu definieren. 

Nach dem Vorschlag unterliegen — abgesehen von 
wenigen, genau festgelegten Ausnahmen • — alle 


j) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962 


Versicherungsunternehmen der Aufsicht der zustän- 
digen Behörde des Sitzlandes. Diese Aufsicht soll 
sich auf die gesamte Geschäftstätigkeit des Unter- 
nehmens im Bereich der Gemeinschaft erstrecken. 
Die zuständigen Behörden aller Mitgliedstaaten, in 
denen das Unternehmen Agenturen oder Zweig- 
niederlassungen gegründet hat, sollen mit den Be- 
hörden des Sitzlandes Zusammenarbeiten und ihre 
Überwachung auf das Hoheitsgebiet ihres eigenen 
Staates beschränken. 

II. Geltungsbereich der Koordinierung 

5. Die Ansicht, wonach die Koordinierungsmaß- 
nahmen auf solche Unternehmen beschränkt werden 
sollen, die ihre Tätigkeit auch im Staatsgebiet 
mehrerer Mitgliedstaaten ausüben (grenzüberschrei- 
tende Unternehmen), hat während der Vorarbeiten 
Anlaß zu langwierigen Diskussionen gegeben. 

Die Verfechter dieser Ansicht machen geltend, daß 
die nationalen Grenzen für den Versicherungsmarkt 
auch weiterhin eine bedeutende Rolle spielen wer- 
den, weil sich das Versicherungsrisiko nur unter 
Berücksichtigung der in jedem einzelnen Mitglied- 
staat tatsächlich bestehenden Rechtslage sowie der 
Unterschiede definieren lasse, die zwischen dem 
nationalen Recht der sechs Mitgliedstaaten auf 
allen Rechtsgebieten bestehen. Außerdem geht ein 
Unternehmen, das seine Tätigkeit über die Grenzen 
seines Herkunftslandes hinaus ausdehnt, in der 
Regel ein größeres Risiko ein, als ein Unternehmen, 
das ausschließlich im Gebiet seines Sitzlandes tätig 
sei, und müsse dementsprechend größere finanzielle 
Mittel bereitstellen. Die Verfechter dieser Theorie 
halten es daher für gerechtfertigt, nur die „grenz- 
überschreitenden" Unternehmen den Anforderungen 
der Richtlinien zu unterwerfen. 

6. Die vorgeschlagene Lösung sieht dagegen vor, 
daß die Koordinierung, abgesehen von einigen, aus 
besonderen Gründen vorgesehenen Ausnahmen, für 
alle Versicherungsunternehmen gelten soll, und 
zwar aus folgenden Erwägungen: 

a) Niederlassungsfreiheit bedeutet nach Artikel 52 
Absatz 2 des Vertrages die Aufnahme und Aus- 
übung selbständiger Erwerbstätigkeiten „nach den 
Bestimmungen des Aufnahmestaates für seine eige- 
nen Angehörigen". Diese Bestimmung würde ver- 
letzt, wenn man die Koordinierung auf die soge- 
nannten „grenzüberschreitenden" Unternehmen be- 
schränken wollte. 

Hierdurch würden nämlich diejenigen Versiche- 
rungsunternehmen, die in einem Mitgliedstaat an- 
sässig sind, ihre Tätigkeit jedoch auch auf andere 
Mitgliedstaaten ausdehnen, in letzteren dem Wett- 
bewerb von Unternehmen ausgesetzt werden, die 
nicht über die Landesgrenzen hinaus tätig werden 
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und daher weiterhin nur den im allgemeinen weni- 
ger strengen nationalen Vorschriften unterliegen. 

b) Es trifft zwar zu, daß Unternehmen mit grenz- 
überschreitendem Tätigkeitsbereich in der Mehrzahl 
der Fälle höhere Risiken tragen. Der hierauf ge- 
stützte Einwand ist jedoch insofern nicht stichhaltig, 
als nach dem Vorschlag sowohl bei der Eröffnung 
von Agenturen und Zweigniederlassungen, als auch 
bei Neugründungen über die Solvabilitätsspanne 
hinaus noch das Vorhandensein von finanziellen 
Mitteln für die Betriebsaufnahme und die laufende 
Geschäftsführung nachgewiesen werden muß (vgl. 
Artikel 9 Buchstabe e sowie Artikel 11, Abs. le). 
Außerdem sind auch praktisch zahlreiche kleinere 
Unternehmen, die ihren Sitz in grenznahen Räumen 
oder in einem kleineren Mitgliedstaat haben, in 
mehreren Staaten tätig; diese würden erheblich be- 
nachteiligt, wenn man sie aus diesem Grunde stren- 
geren Bestimmungen unterwerfen wollte als andere 
Unternehmen gleicher Größenordnung. 

Diskriminierungen lassen sich nur vermeiden, wenn 
sich die den verschiedenen Versicherungsunterneh- 
men auferlegten finanziellen Anforderungen aus- 
schließlich nach der Höhe des jeweiligen Umsatzes 
richten; daher müssen alle Unternehmen, welche 
gleiche Umsätze erreichen, auch — unabhängig da- 
von, ob diese in einem oder in mehreren Staaten 
erzielt wurden - — gleichen Anforderungen unter- 
worfen sein. 

c) Schließlich impliziert das Kriterium „Grenzüber- 
schreitung", daß die nationalen Wirtschaftsgrenzen 
weiterbestehen und ist daher mit dem Begriff eines 
gemeinsamen Marktes als einheitlicher Wirtschafts- 
raum unvereinbar; so wäre beispielsweise ein freier 
Dienstleistungsverkehr nicht realisierbar, solange 
nicht alle Unternehmen den gleichen Anforderun- 
gen unterliegen. 


III. Aufbau der Richtlinie und Grundsätze 
der neuen Regelung 
für die Versicherungsunternehmen 

7. Der vorliegende Richtlinienvorschlag umfaßt 
folgende Kapitel: 

Kapitel I: Allgemeine Bestimmungen (Artikel 1 
bis 5) 

Diese Vorschriften sollen der Abgrenzung des An- 
wendungsbereichs der Richtlinien dienen. Da die 
Koordinierung allgemein gelten soll (vgl. vorste- 
hende Absätze 5 und 6), werden die zulässigen Aus- 
nahmen genau definiert. 

Kapitel II: Vorschriften für Unternehmen mit Sitz 
in der Gemeinschaft (Artikel 6 bis 22) 

Durch die Bestimmungen dieses Kapitels sollen die 
Mitglicdstaaten verpflichtet werden, die Aufnahme 
der Direktversicherungstätigkeit von einer behörd- 
lichen Zulassung abhängig zu machen. Weitere Vor- 
schriften legen die Bedingungen für diese Zulassung 


sowie die Einzelheiten der Aufsicht fest, die die zu- 
ständigen Verwaltungsbehörden über die zuge- 
j lassenen Unternehmen ausüben, und regeln den 
Widerruf der Zulassung. 

Besonders wichtig sind in Kapitel II die Vorschriften 
über die von den Versicherungsunternehmen zu 
wahrende Solvabilitätsspanne und den geforderten 
Mindestgarantiefonds. Nach diesen Bestimmungen 
sollen die Unternehmen zusätzlich zu den techni- 
schen Reserven über freie Vermögenswerte verfü- 
gen, um plötzliche Liguiditätsbedürfnisse befriedi- 
gen zu können; die Höhe dieser Rücklagen (Solva- 
bilitätsspanne) richtet sich nach dem gesamten Ge- 
schäftsumfang des Unternehmens, darf jedoch nicht 
unter einen bestimmten Mindestbetrag (Garantie- 
fonds) sinken, der sich nach der Höhe des Risikos 
in den jeweils betriebenen Versicherungszweigeri 
richtet. 

Kapitel III: Vorschriften für Agenturen und Zweig- 
niederlassung von solchen Unterneh- 
men, welche ihren Hauptsitz außerhalb 
der Gemeinschaft haben (Artikel 23 
bis 28) 

In tlbereinstimmung mit dem Vertrag wird die 
Aulhebung von Einschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit nur für solche Unternehmen vorge- 
sehen, deren Hauptsitz sich innerhalb der Gemein- 
schaft befindet. 

Grundsätzlich müßten die koordinierten Bestimmun- 
gen, da sie die Aufnahme und Ausübung des Ver- 
sicherungsgeschäfts regeln, auch für die innerge- 
meinschaftlichen Agenturen und Nebenstellen solcher 
Unternehmen gelten, deren Hauptsitz sich außerhalb 
der Gemeinschaft befindet. Andererseits müssen 
aber gewisse De-facto-Unterschiede berücksichtigt 
werden, welche zwischen der Lage derjenigen Un- 
ternehmen bestehen, die ihren Hauptsitz innerhalb 
der Gemeinschaft haben, und der Lage derjenigen, 
deren Hauptsitz sich außerhalb der Gemeinschaft 
befindet. Ein wesentlicher Teil der Vermögenswerte 
und insbesondere das Gesollschaftskapital befindet 
sich nämlich bei den Letztgenannten außerhalb der 
Gemeinschaft. Um einen ausreichenden Schutz der 
Interessen der Versicherungsnehmer zu erreichen, 
müssen daher die Letztgenannten andere Garantien 
leisten und insbesondere gewisse Vermögenswerte 
als Sicherheit zur Verfügung stellen. 

Kapital IV: Übergangsbestimmungen (Artikel 29 
und 30) 

Durch die Koordinierungsrichtlinie soll in der Mehr- 
zahl der Mitgliedstaaten eine neue Regelung für die 
finanzielle Deckung geschaffen werden. Insbeson- 
dere die Bestimmungen über die von den Versiche- 
rungsunternehmen zu wahrende Solvabilitätsspanne 
haben für die meisten Mitgliedstaaten sehr erheb- 
liche Änderungen ihrer bisherigen, die Aufsicht über 
Versicherungsunternehmen betreffenden Bestimmun- 
gen zur Folge. Es mußten daher Ubergangsmaß- 
nahmen vorgesehen werden, um den Unternehmen 
die Anpassung zu ermöglichen und zu vermeiden. 
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daß der Übergang von der gegenwärtigen zur ge- 
planten Regelung insbesondere für mittlere und 
kleine Unternehmen Härten mit sich bringt. 

Kapitel V; Schlußbestimmungen (Artikel 31 und 36) 

Um eine weitere Vervollständigung der vorstehend 
aufgeführten wichtigen Bestimmungen zu ermög- 
lichen, erschien es erforderlich, für eine laufende 
Zusammenarbeit zwischen den nationalen Verwal- 
tungen und der Kommission zu sorgen und eine 
Revisionsklausel vorzusehen, die es ermöglicht, 
nach einer gewissen Zeit die Zweckmäßigkeit einer 
Änderung einzelner Bestimmungen zu überprüfen. 

Der Richtlinie ist eine Liste der erfaßten Versiche- 
rungszweige beigefügt; die Nomenklatur und die 
Definitionen in dieser Liste entsprechen zum großen 
Teil den bereits von der OECD festgelegten Be- 
griffen. 

Eine Angleichung der Klassifizierung der Versiche- 
rungszweige war erforderlich, damit der Umfang 
der Zulassungen (Artikel 7 Ziffer 2) sowie der 
Garantiefonds (Artikel 17 Ziffer 2) in allen Mitglied- 
staaten einheitlich gehandhabt werden. 


IV. Kommentare zu den wichtigsten Artikeln 

Zu Kapitel I: Allgemeine Bestimmungen 

Zu Artikel 1: Gegenstand der Richtlinu; 

Der Umfang des zur Zeit in den Mitgliedstaaten gel- 
tenden nationalen Aufsichtsrechts ist sehr unter- 
schiedlich. Während in Frankreich, Italien und 
Luxemburg ausnahmslos alle Zweige der Direkt- 
versicherung der Aufsicht unterliegen, ist dies in den 
übrigen Mitgliedstaaten nicht der Fall. In Deutsch- 
land unterliegen alle Versicherungszweige, mit Aus- 
nahme der Schiffahrts- und Transportversicherung, 
der Aufsicht, in Belgien dagegen nur die Zweige 
Leben und Arbeitsunfälle sowie einzelne Gruppen 
der Kraflfahrversicherungen und in den Niederlan- 
den ausschließlich die Lebensversicherung. 

Nach der Richtlinie sollen in Zukunft alle Versiche- 
rungszweige einer Aufsicht unterliegen. Eine der- 
artige Erweiterung der Aufsicht ist in einem Richt- 
liniensystem, das auf dem gegenseitigen Vertrauen 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft beruht, uner- 
läßlich. Außerdem würde das Nebeneinanderbe- 
stehen der lückenlosen Aufsicht in einigen Mitglied- 
staaten und einer auf gewisse Versicherungsge- 
schäfte beschränkte Aufsicht in anderen Mitglied- 
staaten auch dazu führen, daß die einer lückenlosen 
Aufsicht unterliegenden Unternehmen gegenüber 
nur einer teilweisen Aufsicht unterliegenden Unter- 
nehmen benachteiligt wären. 

Zu Artikel 2: Vom Geltungsbereich der Richtlinie 
ausgenomme Versicherungsgeschäfte 

Die Lebensversicherung, die Zusatzversicherungen 
zur Lebensversicherung und die Rentenversicherung 
bleiben einer späteren Richtlinie Vorbehalten. Das 


Allgemeine Programm zur Herstellung der Nieder- 
lassungsfreiheit besagt nämlich im Abschnitt IV, D, 
daß für diese Versicherungszweige die tatsächliche 
Aufhebung der Beschränkungen erst nach der Be- 
seitigung der Beschränkungen in den anderen Zwei- 
gen der Direktversicherung erfolgen soll. 

Da die Sozialversicherungen überwiegend durch 
Spezialbestimmungen des öffentlichen Rechts gere- 
gelt sind, fallen auch sie nicht in den Anwendungs- 
bereich dieser Richtlinie. 

Das gleiche gilt für die Finanzgeschäfte, welche die 
Anlage von Kapitalien auf Zinseszins umfassen 
(Kapitalisationsgeschäfte) sowie für die Geschäfte 
der Versorgungs- und Unterstützungskassen, die 
nicht als Versicherungsgeschäfte angesehen werden. 

Zu Artikel 3: Ausschließung der Versicherungsver- 
eine auf Gegenseitigkeit vom Gel- 
tungsbereich der Richtlinie 

Die Bestimmungen der Richtlinie gelten nicht für 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit von ge- 
ringer wirtschaftlicher Bedeutung, die auf Grund 
ihrer Satzung die Möglichkeit haben, von ihren Mit- 
gliedern Nachschußbeiträge einzufordern oder ihre 
Leistungen herabzusetzen, weil davon ausgegangen 
wurde, daß diese Möglichkeit eine zusätzliche 
Sicherheit darstellt und dementsprechend ein aus- 
reichender Schutz der Mitglieder dieser Versiche- 
rungsvereine auf Gegenseitigkeit sowie Dritter ge- 
währleistet ist. Sobald jedoch die Tätigkeit der- 
artiger \/ersk:herung.svereine auf Gegenseitigkeit 
über die in diesem .A.rtikel festgelegten Grenzen 
hinausgeht, sind sie insbesondere hinsichtlich der 
Solvabilitätsspanne den Bestimmungen der Richt- 
linie unterworfen. 

Zu Artikel 4: Ausschließung öffentlich-rechtlicher 
und halböffentlicher Anstalten vom 
Geltungsbereich der Richtlinie 

Einige dieser Anstalten besitzen ein Monopol, wie 
z. B. die seit über 100 Jahren bestehenden Mono- 
polanstalten in Deutschland; die für sie geltenden 
Bestimmungen unterscheiden sich erheblich von 
denjenigen, denen die übrigen deutschen Versiche- 
rungsunternehmen unterliegen. 

Andere Einrichtungen unterstehen einem beson- 
deren Aufsichtssystem. Dies gilt für zahlreiche Ver- 
sicherungsanstalten auf Gegenseitigkeit in Frank- 
reich; letztere wurden bereits im 18. Jahrhundert 
gegründet, unterstehen den Departementsverwal- 
tungen und sind auf Grund des Gesetzesdekrets vom 
14. Juni 1938 von der Anwendung des allgemeinen 
Versicherungsaufsichtsrechts ausgenommen. 

Die „Sportass" in Italien schließlich, deren Zweck 
die Förderung der sportlichen Betätigung ist und die 
vom „Comitato Olimpico Nazionale Italiano" 
(CONI) subventioniert wird, ist so organisiert, daß 
ihre Leistungen im Schadensfall durch andere als die 
normalerweise den Versicherungsgesellschaften vor- 
geschriebenen Mittel ausreichend gedeckt sind. 

Alle genannten Anstalten verfolgen zwar einen 
„Erwerbszweck" im Sinne von Artikel 58 EWGV, 
so daß vom formaljuristischen Standpunkt aus die 
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in der Richtlinie vorgesehene Koordinierung auch 
auf sie ausgedehnt werden müßte. Da diese Anstal- 
ten jedoch sowohl hinsichtlich der von ihnen bear- 
beiteten Versicherungszweige als auch hinsichtlich 
ihres Tätigkeitsbezirkes gewissen spezifischen Be- 
schränkungen unterliegen, entfällt die Gefahr eines 
irregulären Wettbewerbs und sind die für den Schutz 
der Versicherungsnehmer erforderlichen Garantien 
vorhanden. 

Zu Artikel 5; Begriffsbestimmungen 

Um unterschiedliche Auslegungen zu vermeiden, 
erschien es zweckmäßig, einige Begriffe zu defi- 
nieren. 

Zu Kapitel II: Vorschriften für Unternehmen mit 
Sitz in der Gemeinschaft 

Zu Artikel 6: Behördliche Zulassung 

Die Einbeziehung aller vom Richtlinienentwurf er- 
faßten Zweige der Direktversicherung in diese 
Zulassung war notwendig, damit das durch den 
Entwurf zu schaffende System funktionieren kann; 
denn nur durch Einschaltung einer staatlichen 
Behörde kann sichergestellt werden, daß ausschließ- 
lich solche Unternehmen Zugang zum Versiche- 
rungsmarkt erhalten, die den neuen finanziellen 
Anforderungen genügen. Umgekehrt besteht bei 
Erfüllung aller vorgeschriebenen Bedingungen ein 
Anspruch auf Zulassung. 

In Anbetracht der den Versicherungsunternehmen 
auferlegten neuen finanziellen Anforderungen (Sol- 
vabilitätsspanne, Garantiefonds) konnte, von der 
bisher für die Zulassung erforderlichen Hinter- 
legung einer Sicherheit oder Stellung einer Kaution 
abgesehen werden (Artikel 6 Ziffer 3). 

Zu Artikel 7; Geltungsbereich der Zulassung 

Sowohl die Bestimmungen dieses Artikels, welche 
die gebietsmäßige Geltung der Zulassung betreffen 
als auch diejenigen, welche die Geltung für einen 
oder mehrere Versicherungszweige regeln, sollen in 
jedem Fall den tatsächlichen Geltungsbereich der 
Zulassung sichern. 

ln Abweichung von dem Grundsatz, daß die Zulas- 
sung für einen oder mehrere Zweige erteilt wird, 
wird die Bundesrepublik Deutschland ermächtigt, bis 
zu einer weiteren Koordinierung ihre Bestimmungen 
über die „Spartentrennung" in den Zweigen Kran- 
ken-, Kredit-, Kaution- und Rechtsschutzversicherung 
aufrechtzuerhalten; in der Bundesrepublik dürfen 
nämlich juristische Personen, die für einen der vor- 
stehend genannten Versicherungszweige zugelassen 
sind, keine anderen Versicherungszweige betreiben. 
Diese Ausnahme erschien insofern gerechtfertigt, als 
die „Spartentrennung" bei den genannten Unter- 
nehmen dem Schutz der Versicherungsnehmer dient. 
Eine Gemeinschaftsregelung, welche die in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten bestehenden Systeme ein- 
ander angleicht, konnte bisher noch nicht ausge- 
arbeitet werden. Die Kommission wird sich jedoch 
in nächster Zukunft mit der Untersuchung von Maß- 
nahmen befassen, welche eine derartige Koordina- 


tion zum Ziel haben. Die (anläßlich der Annahme 
der allgemeinen Tätigkeitsprogramme — vgl. Dok. 
1325/61 [ES 23] vom 28. Oktober 1961 gefaßte) die 
Versicherungsunternehmen mit vielseitigem Tätig- 
keitsbereich betreffende Entschließung des Minister- 
rates zwingt bereits dazu, eine Lösung für den 
Zweig Lebensversicherung zu finden (für den die 
vorliegende Richtlinie keine Geltung hat). In einigen 
Mitgliedstaaten gibt es nämlich Unternehmen, 
welche sich gleichzeitig mit Lebensversicherungen 
und mit anderen Versicherungszweigen befassen, 
während einige andere Mitgliedstaaten für die 
Lebensversicherung Spartentrennung vorschreiben. 
Mutatis mutandis wird sich eine gleichartige Lösung 
auch für die unter die vorliegende Richtlinie fallen- 
den Versicherungszweige finden lassen, mit dem 
Ziel, die zur Zeit noch in den einzelnen Mitglied- 
staaten unterschiedlichen Systeme zu koordinieren. 

Zu Artikel 8: Voraussetzung für die Zulassung im 
Sitzland 

Die sich aus Artikel 8 Ziffer 1 ergebenden, die 
Rechtsform (Aktiengesellschaft, Versicherungsver- 
ein auf Gegenseitigkeit usw.) sowie die Begrenzung 
des Gesellschaftszwecks auf die Versicherungstätig- 
keit betreffenden Bedingungen, gelten bereits in den 
meisten Staaten. Eine Übergangsbestimmung (Arti- 
kel 29) sieht vor, daß ein Versicherungsunterneh- 
men, das eine andere als die in der Richtlinie be- 
zeichneten Rechtsformen hat, seine Tätigkeit bis 
zum Ende der Übergangszeit unter der Rechtsform 
fortsetzen kann, die es am 30. April 1964 hatte. 

Nach Ziffer 1 b) und c) und nach Ziffer 2 sollen 
Versicherungsunternehmen, die um eine Zulassung 
oder um Ausdehnung einer Zulassung nachsuchen, 
nachweisen, daß sie über für ihren Geschäftsbetrieb 
ausreichende finanzielle Mittel verfügen. 

Nach Artikel 8 Absatz 3 können gewisse nationale 
Vorschriften (über Genehmigung der Satzungen, 
über Allgemeine und Besondere Versicherungs- 
bedingungen usw.) beibehalten werden, soweit ihre 
sofortige Koordinierung nicht als unerläßliche Vor- 
aussetzung für die Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit angesehen wurde. Um 
jedoch zu vermeiden, daß den nationalen Behörden 
durch diese Bestimmungen zu weitgehende Ermes- 
sensbefugnisse eingeräumt werden, wurde vorge- 
sehen, daß eine Bedürfnisprüfung nicht vorgenom- 
men werden darf. 

Zu Artikel 9: Tätigkeitsplan im Sitzland 

Der Tätigkeitsplan soll alle Angaben enthalten, die 
erforderlich sind, um den Nachweis zu erbringen, 
daß die Finanzlage des Unternehmens gesund ist 
und daß es seine Verpflichtungen erfüllen kann. 

Die sich aus Buchstabe c) ergebende Verpflichtung, 
die Grundzüge der geplanten Rückversicherungs- 
politik bekanntzugeben, soll lediglich dazu dienen, 
die zuständige Behörde über die allgemeine Politik 
des Unternehmens auf diesem Gebiet zu unterrich- 
ten. Sie bedeutet keinesfalls die Verpflichtung, anzu- 
geben, mit welchen Rückversicherern das Unter- 
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nehmen Geschäftsbezichungen aufgenommen hat, 
geschweige denn, den Zwang, alle Rückversiche- 
rungsverträge der Aufsichtsbehörde zur Genehmi- 
gung vorzulegen. 

Die sonstigen finanziellen Mittel, deren Nachweis 
die Aufsichtsbehörde nach Artikel 9 Ziffer 1 Buch- 
stabe e) zusätzlich zum Mindestgarantiefonds ver- 
langen kann, stellen eine „Anlaufreserve'' dar, die 
nach einer gewissen Zeitspanne aufgelöst werden 
soll. 

Die Sonderregelung, die für die unter Ziffer 4 
(Schienenfahrzeug-Kasko), unter Ziffer 5 (Luftfahr- 
zeuge), Ziffer 6 (Fluß- und Seekasko), Ziffer 7 
(Güterbeförderung) und Ziffer 12 (See- und Fluß- 
schiffahrt-Haftpflicht) des Anhangs genannten Ver- 
sicherungszweige vorgesehen ist, erklärt sich aus 
dem internationalen Charakter dieser Versiche- 
rungszweige. Auch für die Kredit- und Kautions- 
versicherung ist auf Grund der Besonderheiten die- 
ser Zweige eine flexiblere Regelung vorgesehen. 

Zu Artikel 10 und 11: Zulassungsbedingungen und 
Tätigkeitsplan der Agentu- 
ren und Zweigniederlassun- 
gen im Aufnahmeland 

Die durch diese Richtlinie zu schaffende Regelung 
soll auf einer engen Zusammenarbeit zwischen den 
Aufsichtsbehörden des Sitzlandes und den Aufsichts- 
behörden etwaiger Aufnahmeländer beruhen. Dem 
Antrag auf Zulassung einer Agentur oder Zweig- 
niederlassung im Aufnahmeland soll daher eine Be- 
scheinigung der zuständigen Behörde des Herkunfts- 
landes beigefügt werden, aus der hervorgeht, für 
welche Versicherungszweige das Unternehmen zu- 
gelassen ist und über welche finanziellen Mittel es 
verfügt (Garantiefonds Solvabilitätsspanne). Eine 
negative Auskunft der Behörde des Herkunftslandes 
wird zwangsläufig dazu führen, daß die Zulassung 
für die Agentur- oder Zweigniederlassung versagt 
wird; abgesehen von diesem Fall sind die Behörden 
des Aufnahmelandes nur berechtigt, die Erfüllung 
der sonstigen Bedingungen nach Artikel 10 und den 
Tätigkeitsplan nach Artikel 11 zu überprüfen. 

Zu Artikel 12: Ablehnung der Zulassung 

In diesem Artikel werden die Gründe aufgeführt, 
aus denen die Aufsichtsbehörde eine Mitgliedstaats 
die Erteilung der Zulassung versagen kann. Die 
Einführung einer behördlichen Zulassung zwingt 
zur Schaffung eines Rechtsbehelfs, um die Interessen 
von Unternehmen zu schützen, deren Antrag auf 
Zulassung abgelehnt wird oder über deren Antrag 
die zuständigen Behörden nicht entschieden haben. 

Zu Artikel 13 und 14: Aufsichtsprinzip. Zusammen- 
arbeit zwischen den zustän- 
digen Aufsichtsbehörden 

Aus dem Grundsatz des gegenseitigen Vertrauens 
der Aufsichtsbehörden ergibt sich unmittelbar, daß 
die Aufsichtsbehörde des Herkunftslandes für die 
Gesamtaufsicht über die Solvabilitätslage des Unter- j 
nehmens verantwortlich sein muß, und daß die | 
Behörden der etwaigen Aufnahmestaaten, die Auf- | 
Sichtsbehörde des Herkunftslandes so unterrichten I 


müssen, daß diese die ihr übertragene Gesamtauf- 
sicht ausüben kann. 

Zu Artikel 15: Technische Reserven 

Es ist von ausschlaggebender Bedeutung, daß jedes 
Versicherungsunternehmen die zur Erfüllung seiner 
vertraglichen Verpflichtungen erforderlichen finan- 
ziellen Mittel (technischen Reserven) aufbringt. 

Eine Koordinierung der Bestimmungen über Berech- 
nung, Anlage und Bewertung der Aktiva war jedoch 
bisher noch nicht in vollem Umfang möglich. 

Während vorbehaltlich einer späteren Koordinie- 
rung die Mehrzahl der einschlägigen Bestimmungen 
zunächst dem nationalen Gesetzgeber überlassen 
blieben, würden die in Artikel 15 enthaltenen 
Grundsätze (Gleichwertigkeit, Kongruenz) als aus- 
reichend angesehen, um das unmittelbare Ziel der 
Richtlinie zu erreichen, das ausschließlich darin 
besteht, die Voraussetzungen für eine Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit für 
Versicherngsunternehmen zu schaffen. 

Ebenso soll auch der Grundsatz der Belegenheit der 
technischen Reserven bis zu einer später vorzuneh- 
menden Kooidinierung aufrechterhalten bleiben. 
Diese spätere Koordinierung setzt voraus, daß zuvor 
sowohl die Formalitäten für die gegenseitige Aner- 
kennung und Vollstreckung von Gerichtsurteilen 
vereinfacht, als auch die konkursrechtlichen Bestim- 
! mungen für Versicherungsuntornehmen einschließ- 
I lieh der Bestimmungen über die bevorzugte Befrie- 
digung von Versicherungsnehmern und Dritten 
harmonisiert werden. 

' Eine Abweichung von diesem Grundsatz im Falle 
' einer Bedeckung der technischen Reserven durch 
; Forderungen gegen Rückversicherer ist dadurch ge- 
j rechtfertigt, daß alle Beschränkungen der Nieder- 
j lassLingsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
! kohrs auf dem Gebiet der Rückversicherung durch 
I eine Richtlinie des Rats vom 25. Februar 1964 ') auf- 
! gehoben worden sind. 

Zu Artikel 16: Solvabilitätsspanne 

Diese Bestimmung bildet den Eckpfeiler der ganzen 
Richtlinie, auf dem das gesamte System ruht, das in 
die Gesetzgebung der Mitgliedstaaten eingeführt 
werden soll. Hiernach soll jedes Versicherungs- 
unternehmen nachweisen, daß es neben den tech- 
nischen Reserven über freies Eigenkapital verfügt, 
das wenigstens einen bestimmten Solvabili- 
tätsindex entsprechenden Betrag erreicht; dieses 
freie Eigenkapital umfaßt sämtliche Geldmittel, über 
die das Unternehmen verfügt, um den Verpflich- 
tungen nachzukommen, die zu erfüllen sind, falls 
sich die technischen Reserven als unzureichend 
erweisen. 

Andererseits kann ein System, das die Höhe dieser 
Solvabilitätsspanne ausschließlich vom Umsatz ab- 
hängig macht, in Anbetracht der obengenannten 
Zielsetzung nicht als befriedigt angesehen werden. 
Die Gefahr einer Untertarifierung durch die Ver- 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964 
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sicherungsunternehmen läßt sich nur vermeiden, 
wenn auch die Höhe der Schadensbelastung berück- 
sichtigt wird. Aus diesem Grunde soll die Solvabili- 
tätsspanne sowohl nach der Höhe der Beitragsein- 
nahmen als auch nach der mittleren Schadensbela- 
stung während der letzten drei Geschäftsjahre 
berechnet werden; der Mindestbetrag der Solvabili- 
tätsspanne muß den jeweils höheren beiden Indizes 
entsprechen, die sich aus dem im vorgeschlagenen 
Text enthaltenen Rechenoperationen ergeben. 

Die für beide Varianten eingesetzten Prozent- 
sätze wurden auf Grund einer Methode errechnet, 
die von der OECD erarbeitet worden ist und auf 
statistischen und versicherungsmathematischen 
Untersuchungen basiert. Zur Vervollständigung die- 
ser Untersuchungen soll eine Sachverständigen- 
gruppe unter Zugrundelegung neuerer Geschäfts- 
ergebnisse auch untersuchen, wie sich die neuen 
Bestimmungen über die Solvabiliteitsspanne auf die 
Versicherungsunternehmen in der EWG auswirken. 
Die in Absatz 4 dieses Artikels vorgesehene Erleich- 
terung zugunsten der Krankenversicherung erklärt 
sich aus der Tatsache, daß dieser Zweig einer sehr 
weitgehenden Aufsicht unterliegt und die Berech- 
nung der technischen Reserven nach einer Methode 
durchgeführt wird, die derjenigen der Lebensver- 
sicherung weitgehend ähnelt. 

Zu Artikel 17: Garantiefonds 

Die Bestimmungen dieses Artikels beruhen auf fol- 
gender doppelten Notwendigkeit: 

a) bei seiner Gründung muß das Unternehmen 
über einen Mindestgarantiebetrag verfügen, dessen 
Höhe in einem Verhältnis zur Schwere der von ihm 
zu deckenden Risiken steht; 

b) Während seines Bestehens muß das Unterneh- 
men über gewisse Mindestsicherheiten verfügen, 
deren Höhe sich nach dem Umsatz richtet. 

Im Rahmen der Übergangsbestimmungen mußten 
Erleichterungen geschaffen werden für einige Unter- 
nehmen, die zur Zeit noch nicht über die in der 
Richtlinie geforderten Mindestbeträge verfügen, 
jedoch ihre Verpflichtungen bisher immer erfüllt 
haben. 

Tatsächlich führt die Verpflichtung, einen Mindest- 
garantiefonds zu unterhalten, dazu, daß mittlere und 
kleine Unternehmen (mit einem Beitragsaufkommen 
bis zu 2 .500 000 Rechnungseinheiten) mehrere Jahre 
lang eine höhere Solvabilitätsspanne aufrechterhal- 
ten müssen als die großen Unternehmen. Nach Auf- 
fassung der Sachverständigen kann jedoch ein Ver- 
sicherungsunternehmen nur dann reibungslos funk- 
tionieren, wenn es über diesen absoluten Mindest- 
betrag verfügt. Um den mittleren und kleinen Ver- 
sicherungsunternehmen die Anpassung an diese 
erhöhte Belastung zu erleichtern, mußte ihnen daher 
eine längere Übergangszeit eingeräumt werden als 
den großen Unternehmen. 

Außerdem wurde der Mindestbetrag des Garantie- 
tonds für alle Versichcrungsvereine auf Gegensei- j 
tigkeit herabgesetzt, da diese kein festes Gesell- | 
schaftskapital, sondern nur einen Gründungsstock 1 


haben und ein ausreichender Schutz ihrer Mitglieder 
dadurch gesichert ist, daß sie nach der Satzung die 
Möglichkeit haben, Nachschußbeiträge von ihren 
Mitgliedern einzufordern oder ihre Leistungen her- 
abzusetzen. 

Zu Artikel 18: Freie Verfügung über die Ver- 
mögenswerte 

Die freie Verfügung über die Aktiva darf nur inso- 
weit beschränkt werden, als dies zur Wahrung der 
Interessen der Versicherten unumgänglich ist. Aus 
diesem Grund wurde der Grundsatz der freien Wahl 
der zur Bedeckung der Solvabilitätsspanne dienen- 
den Aktivwerte (nicht dagegen der zur Bedeckung 
der technischen Reserven dienenden Werte) sowie 
der Grundsatz der freien Verfügung über alle Ver- 
mögenswerte angewandt und besonders hervor- 
gehoben. Jede Bestimmung, wonach die zur Bedek- 
kung der Solvabilitätsspanne dienenden Aktivwerte 
ganz oder teilweise in einem bestimmten Gebiet 
belegen sein oder als Sicherheit hinterlegt werden 
müssen, würde demnach zum Inhalt dieser Richtlinie 
im Widerspruch stehen. 

Ausnahmen von diesem Grundsatz der freien Verfü- 
gung über die Aktiva sind nur für die genau um- 
grenzten Fälle in Artikel 15 Abs. 2 (technische 
Reserven), Art. 20 (Wiederherstellung gesunder 
Finanzverhältnisse) und Art. 22 (Widerruf der Zulas- 
sung) vorgesehen. 

! Absatz 3 betriftf den Fall, daß der Staat selbst 
i Eigentümer oder Hauptgesellschafter eines Unter- 
I nebmens ist und daher dessen Investitionspolitik 
bestimmt. Es handelt sich also hier nicht um die 
Ausübung einer Aufsicht, der das Unternehmen als 
ganzes unterliegt, sondern lediglich um die Aus- 
übung privater Rechte, die dem Staat auf Grund 
seiner Rechte als Gesellschafter zustehen. 

Zu Artikel 19: Rechnungslegung 

Die den Versicherungsunternehmen durch diesen 
Artikel auferlegte Verpflichtung erklärt sich aus der 
Notwendigkeit, daß die staatlichen Aufsichtsbehör- 
den ausreichend über die finanzielle Lage der Unter- 
nehmen unterrichtet sein müssen. 

Es handelt sich in Ziffer 1 um einfache Buchhaltungs- 
Unterlagen und statistische Unterlagen, die jedes 
Unternehmen periodisch vorlogen soll und für die 
erforderlichenfalls ein einheitliches Muster fest- 
gelegt werden soll (vgl. Artikel 31 Ziffer 1, a). 

Die Gestaltung der Bilanz sowie der Gewinn- und 
Verlustrechnung der Versicherungsgesellschaften 
bleibt einer Regelung im Rahmen weiterer Koordi- 
nierungsmaßnahmen Vorbehalten. 

Zu Artikel 20: Maßnahmen zur Wiederherstellung 
gesunder Finanzverhältnisse 

Die beiden in diesem Artikel behandelten Fälle 
betreffen die unterschiedlich schwerwiegenden 
Anzeichen für das Vorliegen einer kritischen 
Situation in einem Versicherungsunternehmon, d. h.: 

— wenn die Solvabilitätsspanne unter den vorge- 
schriebenen Mindestbetrag sinkt, hat das Unter- 
nehmen einen Plan zur Wiederherstellung gesun- 
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der Finanzverhältnisse vorzulegen; dieser Plan 
umfaßt in der Regel eine mehr oder weniger 
langfristige Finanzpolitik, die notfalls auch die 
Aufnahme neuer Mitgesellschafter vorsieht; 

— wenn die technischen Reserven nicht mehr aus- 
reichen oder der Garantiefonds unter den vor- 
geschriebenen Betrag sinkt, wird dem Unterneh- 
men ein kurzfristiger „Finanzierungsplan" auf- 
erlegt; dieser Plan enthält in der Regel Maßnah- 
men, wie die Flinterlegung von Sicherheiten, 
Verpfändungen, Bestandsübertragungen usw., die 
eine rasche Beschaffung von Geldmitteln ermög- 
lichen. 

Die Entscheidung darüber, welche dieser Maßnah- 
men im konkreten Fall anzuwenden sind, wird dem 
Ermessen der Mitgliedstaaten überlassen. Jedoch 
kann dem Unternehmen nur im zweiten Fall eine 
Beschränkung der freien Verfügung über die Aktiva 
auferlegt werden. 

Die Durchführung dieser Pläne, die in erster Linie 
das jeweilige Unternehmen selbst betrifft, zu der 
jedoch — insbesondere im zweiten Fall — auch 
Maßnahmen gehören, welche die Tätigkeit seiner 
Agenturen oder Zweigniederlassungen in anderen 
Mitgliedstaaten berühren, erfordert eine besonders 
enge Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten. 

Zu Artikel 21: Bestandsübertragung und freiwillige | 
Liquidation j 

Dieser Artikel beschränkt sich darauf, einige Grund- 
sätze festzulegen, die im Falle einer Bestandsüber- 
tragung oder freiwilligen Liquidation eines Versi- 
cherungsunternehmens beachtet werden müssen, 
überläßt es jedoch den Mitgliedstaaten, die Einzel- 
heiten des Verfahrens zu regeln. 

Die Notwendigkeit, die Bestandsübertragung von 
einer vorherigen Genehmigung abhängig zu machen, 
die Bestimmung, wonach der Zessionär über eine 
Solvabilitätsspanne verfügen muß, welche dem 
durch die Bestandsübertragung erhöhten Geschäfts- 
umfang entspricht, sowie die Rechtswirksamkeit der 
genehmigten Übertragung gegenüber den betrof- 
fenen Versicherungsnehmern ■ — alle diese Grund- 
sätze beruhen auf dem Bestreben, im Interesse 
der Versicherungsnehmer des zedierenden Unter- 
nehmens ein Mindestmaß an Sicherheit und Rechts- 
schutz zu gewährleisten. 

Zu Artikel 22: Widerruf der Zulassung 

Artikel 22 behandelt in Ziffer 1 den Fall, daß sich 
die zuständige Behörde des Sitzlandes veranlaßt 
sieht, die Zulassung zu widerrufen; diese Maßnahme 
muß dann dazu führen, daß auch die Aufnahme- 
länder ihre Zulassung widerrufen. 

Ziffer 2 sieht dagegen den Fall vor, daß nur die 
Aufnahmeländer beabsichtigen, die Zulassung zu 
widerrufen. 

Für diese beiden Fälle wird klargestellt und beson- 
ders betont, daß eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den zuständigen Aufsichtsbehörden erforder- 
lich ist. 


Die Aufzählung der Voraussetzungen, die einen 
Widerruf rc'chtfertigen können, ist im Prinzip 
erschöpfend. Durch den Hinweis (unter Ziffer 1 c) 
und Ziffer 2 b) auf die Verpflichtungen, die dem 
Unternehmen nach nationalem Recht obliegen, kann 
sich jedoch die Liste der in Frage kommenden Be- 
gründungen erheblich verlängern. 

Bedingung ist jedoch, daß es sich um eine schwer- 
wiegende Verletzung der sich aus dem nationalen 
Recht ergebenden Verpflichtungen handelt. Eine 
detaillierte Aufzählung der sich aus dem nationalen 
Recht ergebenden Gründe für einen Widerruf der 
Zulassung ist, wenigstens im Augenblick, noch nicht 
möglich. Sie ist auch für die Herstellung der Nieder- 
lassungsfreiheit nicht erforderlich, da es zunächst 
nur darauf ankommt, daß die einschlägigen nationa- 
len Normen völlig unterschiedslos angewendet wer- 
den. 

Die zuständige Behörde ist nicht zum Widerruf der 
Zulassung verpflichtet; sie verfügt vielmehr über 
einen gewissen Ermessensspielraum, so daß sie die 
Möglichkeit hat, das tatsächliche Gewicht des zur 
Begründung eines etwaigen Widerrufs vorgebrach- 
ten Tatsachenmaterials zu berücksichtigen. 

Schließlich werden noch einige formelle Garantien 
festgelegt. Die zuständigen Behörden müssen den 
Widerruf der Zulassung begründen, und die Mit- 

I gliedstaaten sollen einen Rechtsbehelf gegen der- 

I artige Entscheidungen vorsehen. 

i 

Zu Kapitel III: Vorschriften für Agenturen und 
Zweigniederlassungen von Unter- 
nehmen, welche ihren ■ Hauptsitz 
außerhalb der Gemeinschaft haben 

Zu Artikel 23: Mindestvoraussetzungen für die Zu- 
lassung 

Dieser Artikel zählt die Voraussetzungen auf, an 
welche sich die einzelnen Mitgliedstaaten bei der 
Zulassung von Agenturen und Zweigniederlassun- 
gen solcher Unternehmen zu halten haben, die ihren 
Hauptsitz außerhalb der Gemeinschaft haben. Hier- 
durch sollen diese Agenturen und Zweigniederlas- 
sungen einer Regelung unterworfen werden, die der 
für Gemeinschaftsunternehmen geltenden Regelung 
gleichwertig ist, ohne daß letztere benachteiligt 
werden. 

Da jedoch die EWG-Mitgliedstaaten zur Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit nur 
zugunsten der Gemeinschaftsunternehmen verpflich- 
tet sind, steht nach diesem Artikel die Erteilung 
der Zulassung für Agenturen und Zweigniederlas- 
sungen von Unternehmen mit Sitz außerhalb der 
Gemeinschaft auch dann im freien Ermessen der 
Mitgliedstaaten, wenn die Betreffenden die genann- 
ten Bedingungen erfüllen. 

Zu diesen Bedingungen gehört u. a., daß nach Arti- 
kel 23 Ziffer 1 Buchstabe e) die Agenturen und 
Zweigniederlassungen außergemeinschaftlicher Un- 
ternehmen eine Kaution hinterlegen müssen, um 
unter Berücksichtigung der Tatsache, daß der über- 
wiegende Teil der Vermögenswerte dieser Unter- 
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nehmen sowie vor allem auch ihr Gesellschafts- 
kapital in der Regel außerhalb der Gemeinschaft 
belegen ist, die Gleichwertigkeit der von diesen 
Unternehmen und den Gemeinschaftsunternehmen 
geforderten Garantien zu gewährleisten. 

Zu Artikel 24: Technische Reserven 

Die Vorschriften über die technischen Reserven 
entsprechen denjenigen, die auch für Gemein- 
schaftsunternehmen gelten (Artikel 15 Ziffer 1 
bis 3). Eine Befreiung von den die Belegenheit die- 
ser Reserven betreffenden Bestimmungen ist jedoch 
ausgeschlossen. 

Zu Artikel 25 und 26: Solvabilitätsspanne und 

Garantiefonds 

Die Agenturen und Zweigniederlassungen von Un- 
ternehmen, welche ihren Hauptsitz außerhalb der 
Gemeinschaft haben, unterliegen der Aufsicht des 
jeweiligen Tätigkeitslandes. 

Die zuständige Aufsichtsbehörde dieses Landes 
ist berechtigt nachzuprüfen, ob die Agentur oder 
Zweigniederlassung eine Solvabilitätsspanne wahrt, 
deren Höhe sich nach ihrem Geschäftsumfang sowie 
nach dem Mindestgarantiefonds richtet, wobei auf 
letzterem jedoch die nach Artikel 23 Ziffer 2 e) hin- 
terlegte Anfangskaution angerechnet wird. Die 
Aktiva zur Bedeckung der Solvabilitätsspanne müs- 
sen im Staatsgebiet des Mitgliedstaats belegen sein, 
der die Zulassung erteilt hat. Diese Verpflichtung, 
der die Gemeinschaftsunternehmen nicht unterlie- 
gen, beruht auf der Überlegung, daß das Gesell- 
schaftskapital sowie im allgemeinen ein großer Teil 
der Vermögenswerte der Unternehmen aus dritten 
Ländern außerhalb der Gemeinschaft angelegt sind. 
Während nun die Mitgliedstaaten auf Grund des 
Römischen Vertrages gehalten sind, auf dem Gebiet 
des Kapitaltransfers sowie der gegenseitigen An- 
erkennung und Vollstreckung von Urteilen und auch 
des Konkursrechts Gemeinschaftslösungen auszu- 
arbeiten, besteht eine derartige Verpflichtung für 
dritte Länder nicht. Jedoch ist die Möglichkeit vor- 
gesehen worden, in besonderen Abkommen zwi- 
schen der EWG und einem Drittstaat (Artikel 28) 
von dieser Vorschrift abzuweichen. 

Außerdem ist die Belegenheitsvorschrift, welche die 
Vermögenswerte betrifft, die den Gegenwert der 
Solvabilitätsspanne darstellen, für die in mehreren 
Mitgliedstaaten gleichzeitig zugelassenen außer- 
gemeinschaftlichen Unternehmen dadurch abge- 
schwächt worden, daß sie gewisse Erleichterungen 
beantragen können (Artikel 26 Ziffer 1). 

Zu Artikel 27: Buchhaltungsunterlagen und Maß- 
nahmen zur Wiederherstellung ge- 
sunder Finanzverhältnisse 

Durch diesen Artikel werden die Agenturen und 
Zweigniederlassungen von Unternehmen mit Sitz 
außerhalb der Gemeinschaft in die Anwendung der 
in Artikel 19 und 20 für die Gemeinschaftsunter- 
nehmen vorgesehenen Vorschriften einbezogen. 


Zu Artikel 28: Abkommen zwischen der EWG und 
Drittstaaten 

Die für die Agenturen und Zweigniederlassungen 
von Unternehmen aus Drittstaaten vorgesehene 
Regelung und insbesondere die Verpflichtung, einen 
bestimmten Betrag als Kaution zu hinterlegen (Ar- 
tikel 23 Ziffer 2 e) sowie die Bestimmungen, wonach 
die zur Bedeckung der Solvabilitätsspanne dienen- 
den Aktiva im Staatsgebiet der Mitgliedstaaten be- 
legen sein müssen, bezweckt die Gewährleistung 
einer Mindestgarantie zum Schutz der Versicherten 
in der Gemeinschaft. Es wäre jedoch nicht zu recht- 
fertigen, wenn man diese Sonderbedingungen auch 
dann noch aufrechterhalten wollte, wenn ein drittes 
Land den dem Gemeinsamen Markt angehörenden 
Versicherungsnehmern gleichwertigen Schutz ge- 
währleistet. 

Aus diesem Grunde wurde — unter der Vorausset- 
zung der Gegenseitigkeit ■ — • die Möglichkeit vorge- 
sehen, daß durch den Abschluß von Abkommen 
zwischen der EWG einerseits uund einem dritten 
Land andererseits von den in Kapitel III enthaltenen 
Bestimmungen abgewichen werden kann. In diesem 
Abkommen wird die Gleichwertigkeit des Schutzes 
im einzelnen näher zu vereinbaren sein. 

Zu Kapitel IV: Übergangsbestimmungen 

Zu Artikel 29 und 30: Bestimmungen, welche teils 
die innergemeinschaftlichen 
und teils die in Drittländern 
ansässigen Unternehmen be- 
treffen 

Die Anwendung dieser Richtlinie hat in einigen 
Mitgliedstaaten die Ausdehnung der Aufsicht auf 
Versicherungszweige zur Folge, die bisher noch 
nicht der Aufsicht unterlagen. Aus diesem Grunde 
sieht Artikel 29 für die bereits zugelassenen Unter- 
nehmen und für Unternehmen, die zur Zeit nicht zur 
Beantragung einer behördlichen Zulassung ver- 
pflichtet sind, unterschiedliche Ubergangsmaßnah- 
men vor. 

Es werden übergangsfristen festgelegt; diese Fri- 
sten können jedoch unter bestimmten Vorausset- 
zungen aus den vorstehend dargelegten Gründen 
(vgl. Begründung zu Artikel 17) für mittlere und 
kleine Unternehmen verlängert werden, um ihnen 
die Anpassung zu erleichtern. 

Diese Übergangsbestimmungen hindern jedoch 
nicht, daß die Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit für alle Unternehmen, die eine Direktver- 
sicherung außer der Lebensversicherung betreiben, 
bereits vor Ablauf der ausschließlich wegen der 
Koordinierungsmaßnahmen vorgesehenen Über- 
gangszeiten beseitigt werden. 

Die Bestimmung von Artikel 29 Ziffer 5 erklärt 
sich daraus, daß nach Artikel 6 Ziffer 3 die Mitglied- 
staaten die Zulassung nicht mehr von der Hinterle- 
gung einer Sicherheit oder der Stellung einer Kau- 
tion abhängig machen können. 
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Zu Artikel 31: Zusammenarbeit mit den nationa- 
len Verwaltungen 

Artikel 31 erschien notwendig, um die Bestimmun- 
gen der Richtlinie zu vervollständigen und insbe- 
sondere eine sinnvolle Zusammenarbeit zu errei- 
chen, die geeignet ist, zu einer gemeinsamen Lösung 
der evtl, bei der Anwendung der Richtlinie auftau- 
chenden Probleme zu gelangen. 

Das in dieser Richtlinie vorgesehene Aufsichtssy- 
stem erfordert eine enge Zusammenarbeit der zu- 
ständigen einzelstaatlichen Behörden sowohl unter- 
einander als auch mit der Kommission. Diese Zu- 
sammenarbeit, die Rat und Kommission nach Arti- 
kel 54 Absatz 3 b) sicherzustellen haben, findet 
einerseits in der Verflechtung der nationalen Ver- 


sicherungsmärkte eine zusätzliche Rechtfertigung 
und erhält durch sie andererseits ein sehr weites 
Anwendungsfeld. 

Zu Artikel 32: Revisionsklausel 

Die in der vorliegenden Richtlinie für die Versiche- 
rungsunternehmen vorgesehene Regelung weicht 
erheblich von den Regelungen ab, die zur Zeit in 
den meisten Mitgliedstaaten der Gemeinschaft gel- 
ten. Daher soll nach Artikel 32 die Kommission bin- 
nen fünf Jahren nach Notifikation der Richtlinie 
prüfen, wie sie sich in der Praxis auswirkt und soll 
dem Rat ggf. Zusätze und Änderungen Vorschlägen, 
die notwendig sind, um die neue Regelung im ein- 
zelnen den tatsächlichen Gegebenheiten und Bedürf- 
nissen anzupassen. 
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